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Zu dieser Reihe  
  
In der Reihe Analysen  und Berichte zum Wirtschafts- und Steuerrecht werden herausragende Studien- und   
Diplomarbeiten veröffentlicht, die einen Beitrag zum Erkenntnisgewinn insbesondere im Steuerrecht, im Bi-
lanzrecht, im Unternehmensrecht, im Finanz-, Bank- und Kapitalmarktrecht und in angrenzenden Rechtsgebie-
ten liefern wollen.  
 Anlass zur Begründung dieser Reihe war der Umstand, dass mir als Hochschullehrer immer wieder  
gute Arbeiten vorgelegt wurden, deren Gedanken und Erkenntnisse ich gerne einer breiteren Fach-öffentlichkeit 
zugänglich gemacht hätte. Doch zu oft ließen vereinzelte methodologische Zweifel, kleinere formale Mängel 
oder schlicht der Umfang der Arbeiten den Weg zu einer wissenschaftlichen Zeitschriftenveröffentlichung als 
weit erscheinen. Und die studentischen Verfasser hatten zwar regelmäßig großes Interesse an einer Veröffentli-
chung, oft aber bereits bei Abgabe ihrer Arbeiten mit dem ersten Arbeitsvertrag ausgestattet, nicht mehr die Zeit 
zu den dafür notwendigen Kürzungen und Überarbeitungen.  
 Diese ausdrücklich als Forum für Studien- und Diplomarbeiten deklarierte Reihe ermöglicht es, weiterfüh-
rende studentische Analysen und Berichte unredigiert herauszugeben.   
  


































































   





Die wirtschaftliche Bedeutung steuerlicher Verlustvorträge lässt sich kaum eindrucksvoller als in den nach in-
ternationalen Bilanzierungsregeln aktivierten latenten Steuern ausdrücken. Für das Geschäftsjahr 2007 wies der 
amerikanische Autohersteller General Motors einen Verlust von 38,7 Mrd. € aus. Dieser Verlust war überwie-
gend auf eine Abschreibung auf die aktiven latenten Steuern zurückzuführen, die erforderlich wurde, weil die 
Nutzung eines hohen Verlustvortrags nicht mehr möglich erschien. Es geht bei Verlustvorträgen also regelmä-
ßig um sehr viel Geld – und zwar sowohl für das einzelne Unternehmen als auch für den Fiskus. 
 Vor diesem wirtschaftlichen Hintergrund ist § 8 c KStG zu betrachten. Er beschränkt nicht das Entstehen 
oder die Verwertung von Verlustvorträgen, sondern entscheidet über deren Schicksal in den Fällen, in denen 
Anteile an der Kapitalgesellschaft übergehen, in der die Verlustvorträge entstanden sind. Ursprünglich als Miss-
brauchsvermeidungsregelung konzipiert, dient § 8 c KStG mittlerweile aus der Sicht des Fiskus vor allem der 
Steueraufkommenssicherung. Aus unternehmerischer Sicht verteuert § 8 c KStG Sanierungsmaßnahmen für 
notleidende Unternehmen. 
 Um zumindest diese Sanierungsmaßnahmen zu fördern, hat der Gesetzgeber im Wachstums-
beschleunigungsgesetz v. 22.12.2009 zusätzliche Ausnahmen vom Verlustuntergang nach einem Anteilsüber-
gang normiert.  
 Von diesen Ausnahmen handelt die Untersuchung von Herrn Khang Dinh Van.  Er geht darin, aus rechtli-
cher und betriebswirtschaftlicher Sicht, dem Zielerreichungsgrad der gesetzlichen Neuregelungen nach. 
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Die Nutzung von steuerlichen Verlustvorträgen ist für Unternehmen von großer praktischer Bedeutung hinsicht-
lich der Steuergestaltung. Nicht genutzte Verluste aus wirtschaftlich kritischen Zeiten können nach § 10d Abs. 2 
EStG bis zu einer Höhe von einer Millionen Euro unbeschränkt und über diesen Betrag hinaus zu 60 Prozent in 
späteren Veranlagungszeiträumen mit Gewinnen verrechnet werden, um somit die Steuerbelastung in diesen 
Zeiträumen senken zu können. Den jüngsten Daten des Statistischen Bundesamtes zufolge hatten über 200.000 
Steuerpflichtige zum 31. Dezember des Berichtsjahres 2004 ein Gesamtvolumen von etwa 320 Milliarden Euro 
als verbleibenden Verlustabzug zu verzeichnen1. Vor allem bei Existenzgründungen oder in Zukunftstechnolo-
gien investierende Unternehmen hat die Verrechnung von Anlaufverlusten einen hohen Stellenwert2.  
Der § 8c KStG a.F. begrenzte diese Verrechnungsmöglichkeit beim Erwerb von Anteilen und Umstrukturierun-
gen erheblich3: Demnach gingen bei einem sogenannten „schädlichen Beteiligungserwerb“ die nicht genutzten 
Verluste quotal bzw. vollständig unter, wenn innerhalb von fünf Jahren mehr als 25 Prozent bzw. mehr als 50 
Prozent der Anteile an einer Körperschaft übertragen werden – und zwar ohne Ausnahmen. Bei der heutzutage 
großen Anzahl und Relevanz von Übernahmen und Fusionen stellt diese Einschränkung ein enormes Hemmnis 
dar. Ein anteiliger oder gar kompletter Verlustuntergang macht derartige Transaktionen und Vorgänge aus steu-
erlicher Sicht außerordentlich unattraktiv – obwohl sie in bestimmten Fällen, insbesondere bei konzerninternen 
Umstrukturierungen zur Effizienzsteigerung oder bei Übernahmen von angeschlagenen Unternehmen, wirt-
schaftlich notwendig und dadurch vom Staat gar erwünscht sind. 
Daher hat die Bundesregierung, um den Folgen der jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise entgegenzuwirken, 
ein Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums - kurz Wachstumsbeschleunigungsgesetz - entwor-
fen4, das am 30. Dezember 2009 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde5 und zum 1. Januar 2010 in Kraft 
trat. Durch dieses Gesetz wurde neben zahlreichen anderen Änderungen die Vorschrift § 8c KStG zum Verlust-
abzug bei Körperschaften um vier Sätze erweitert6, die in zwei Klauseln eingeteilt werden können: Die soge-
nannte Konzernklausel soll nunmehr konzerninterne Umstrukturierungen, bei denen keine Verschiebung von 
Verlusten auf Dritte stattfindet, von der Verlustabzugsbeschränkung ausnehmen. Zugleich wird durch die „Stille 
                                                     
 
1 Vgl. Statistisches Bundesamt, Körperschaftsteuerstatistik, URL: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online; 
jsessionid=BB43EE6445DFF20A45E9B180A78444A1.tcggen1?operation=statistikAbruftabellen&levelindex=0&levelid 
=1272731105849&index=2 (01.05.2010). 
2 Vgl. Lenz/Ribbrock, BB 2007, 587, 589. 
3 Vgl. Wittkowski/Hielscher, DB 2010, 11. 
4 Vgl. BT-Drucks. 17/15. 
5 Vgl. BGBl. I 2009, 3950. 
6 Vgl. BGBl. I 2009, 3952. Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz wurde zudem die „Sanierungsklausel“ in § 8c Abs. 1a KStG eingeführt, die den 
Verlustuntergang in Sanierungsfällen verhindert, aber nicht Gegenstand dieser Arbeit ist. Zudem hat die EU-Kommission in einem Schreiben vom 
24.02.2010 mitgeteilt, dass sie Zweifel an der Vereinbarkeit der Regelung mit dem Gemeinsamen Markt habe. Daher wurde ein Prüfverfahren eröffnet, 
wodurch der § 8c Abs. 1a KStG bis zu einem Beschluss der EU-Kommission außer Kraft gesetzt ist (vgl. dazu BMF-Schreiben vom 30.04.2010 - IV C 







Reserven-Escape“-Klausel die Höhe des Verlustuntergangs bei einem Beteiligungserwerb unter Einbeziehung 
der stillen Reserven der Verlustgesellschaft begrenzt7. 
Im Rahmen dieser Arbeit werden die beiden Klauseln einer näheren Untersuchung hinsichtlich ihrer praktischen 
Auswirkung auf Übertragungen und Umstrukturierungsmaßnahmen unterzogen. Anhand dieser Untersuchung 
soll beurteilt werden, inwiefern die Neuregelungen den Zielsetzungen des Gesetzgebers entsprechen. Dazu wer-
den nach einer Darlegung der Verlustabzugsbeschränkung gemäß § 8c Abs. 1 KStG Satz 1 bis 4 einige Fallbei-
spiele zur Veranschaulichung von relevanten Sachverhalten eingeführt. Im darauffolgenden Abschnitt werden 
die Zielsetzungen des Gesetzgebers in Bezug auf die Gesetzesänderungen dargestellt. Sowohl die Konzernklau-
sel als auch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel werden im Anschluss erläutert und hinsichtlich ihres Wort-
lauts sowie ihrer Auslegung kritisch diskutiert, wobei der Schwerpunkt vor allem auf konzerninterne Umstruk-
turierungen gelegt wird. Aus dieser Diskussion heraus wird diese Arbeit eine eigene Position hinsichtlich der 
kritischen Punkte herausarbeiten. Die daraus resultierenden Folgen werden für die im vorherigen Abschnitt ein-
geführten Fallbeispiele – die zu diesem Zweck teilweise auch modifiziert oder erweitert werden – untersucht 
und gemessen an den Intentionen des Gesetzgebers beurteilt.  
Der vierte Abschnitt dieser Arbeit wird eine Würdigung der beiden genannten Klauseln des § 8c KStG n.F. an-
hand einer betriebswirtschaftlichen Größe, der Konzernsteuerquote, vornehmen. Dabei wird auch rein argumen-
tativ auf die Konsequenzen für die anfänglich eingeführten Fallbeispiele Bezug genommen. Abschließend stellt 
das Fazit in einer Zusammenfassung die entscheidenden Kritikpunkte mit ihren Auswirkungen auf praxisrele-
vante Anteilserwerbe und Umstrukturierungen dar. Daraus wird eine Bewertung dazu erfolgen, ob durch die 
Gesetzesänderungen – unter Betrachtung der in den vorangegangenen Abschnitten herausgearbeiteten Ausle-
gung – die Zielsetzungen des Gesetzgebers umgesetzt werden konnten. 
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B. Die Verlustabzugsbeschränkung in § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG 
I.  Entstehungsgeschichte und Zweck der Regelung 
 
Am 17. August 2007 wurde das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14. August 2007 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht8. Der § 8c KStG a.F., der in der Fassung nach dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz 2009 
in § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 zu finden ist9, wurde im Zuge dieser Reform als Nachfolgeregelung für die sogenann-
te „Mantelkaufvorschrift“ § 8 Abs. 4 KStG a.F. eingeführt10. Beide Regelungen, die alte sowie auch ihr Nach-
folger, sollten den Missbrauch durch Handel mit Verlustvorträgen verhindern11. Seitens der Finanzverwaltung 
wird allerdings die Einführung des § 8c KStG a.F. vor allem mit der Finanzierung der Senkung des Körper-
schaftsteuersatzes von 25 auf 15 Prozent gerechtfertigt12. Als inhaltlich ausschlaggebender Grund für das Erset-
zen des § 8 Abs. 4 a.F. zum Mantelkauf wird der Umstand angeführt, dass dieser „kompliziert und gestaltungs-
anfällig“13 sei und nun eine „einfachere und zielgenauere“14 Vorschrift implementiert werden solle. Unklarhei-
ten in Bezug auf die Auslegung von entscheidenden Tatbestandsmerkmalen und der zeitlichen Anwendung 
                                                     
 
8 Vgl. BGBl. I 2007, 1912. 
9 Im weiteren Verlauf der Arbeit wird, außer im Falle des Zusatzes „a.F.“, immer die neue Fassung nach dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz 2009 bei 
Nennung der Norm § 8c KStG gemeint sein.  
10 Vgl. BGBl. I 2007, 1928. 
11 Vgl. Bundesministerium für Finanzen, Monatsbericht des BMF – März 2007, Die Unternehmensteuerreform 2008, 87, 98; Lenz, in: Kess-
ler/Förster/Watrin, Festschrift Herzig, 131. 
12 Vgl. Bundesministerium für Finanzen, Monatsbericht des BMF – März 2007, Die Unternehmensteuerreform 2008, 87, 97 f. 
13 Bundesministerium für Finanzen, Monatsbericht des BMF – März 2007, Die Unternehmensteuerreform 2008, 87, 98. 
14 BR-Drucks. 220/07, 127. 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG – Verlustabzug bei Körperschaften 
(1) 1Werden innerhalb von fünf Jahren mittelbar oder unmittelbar mehr als 25 Prozent 
des gezeichneten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Beteiligungsrechte oder der 
Stimmrechte an einer Körperschaft an einen Erwerber oder diesem nahe stehende 
Personen übertragen oder liegt ein vergleichbarer Sachverhalt vor (schädlicher Betei-
ligungserwerb), sind insoweit die bis zum schädlichen Beteiligungserwerb nicht aus-
geglichenen oder abgezogenen negativen Einkünfte (nicht genutzte Verluste) nicht 
mehr abziehbar. 2Unabhängig von Satz 1 sind bis zum schädlichen Beteiligungserwerb 
nicht genutzte Verluste vollständig nicht mehr abziehbar, wenn innerhalb von fünf 
Jahren mittelbar oder unmittelbar mehr als 50 Prozent des gezeichneten Kapitals, der 
Mitgliedschaftsrechte, Beteiligungsrechte oder der Stimmrechte an einer Körperschaft 
an einen Erwerber oder diesem nahe stehende Personen übertragen werden oder ein 
vergleichbarer Sachverhalt vorliegt. 3Als ein Erwerber im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt 
auch eine Gruppe von Erwerbern mit gleichgerichteten Interessen. 4Eine Kapitalerhö-
hung steht der Übertragung des gezeichneten Kapitals gleich, soweit sie zu einer Ver-








wurde besonders in der Literatur oft kritisiert und waren teilweise Gegenstand von Gerichtsverfahren15. Vor 
allem die Definition der „wirtschaftlichen Identität“, deren Verlust beim Anteilseignerwechsel die Nutzung von 
Verlustvorträgen im Rahmen der Norm unterbindet, ließ eine Sicherheit bei der Auslegung vermissen16. Die 
letztmalige Anwendung des § 8 Abs. 4 KStG ist nach § 34 Abs. 6 Satz 3 KStG für eine Anteilsübertragung von 
mehr als 50 Prozent bei einer Kapitalgesellschaft innerhalb eines vor dem 01.01.2008 beginnenden Zeitraums 
vorgesehen, sofern der Verlust der wirtschaftlichen Identität vor dem 01.01.2013 eintritt.  
Der § 8c KStG a.F. sollte zusätzlich durch das Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapital-
beteiligungen (MoRaKG) um einen zweiten Absatz erweitert werden. Dieser sah unter bestimmten Vorausset-
zungen die Verschonung des Verlustuntergans in Höhe der stillen Reserven im inländischen Betriebsvermögen 
für einen schädlichen Beteiligungserwerb, bei dem eine Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaft i.S.d. § 2 Abs. 1 
WKBG Anteile überträgt oder erwirbt, vor17. Jedoch wurde diese Regelung von der EU-Kommission als steuer-
liche Beihilfe i.S.v. Artikel 87 Abs. 1 EG-Vertrag qualifiziert18 und ist somit nicht in Kraft getreten. Mit dem 
Finanzmarktstabilisierungsgesetz (FMStG) vom 17. Oktober 200819 sind zudem nach § 14 Abs. 3 FMStFG der 
Erwerb von Anteilen oder deren Rückübertragung durch den Staatsfonds vom § 8c KStG auszunehmen20. 
Während die alte „Mantelkaufvorschrift“ darauf abzielte, die Verlustnutzung im Falle des Verlustes der wirt-
schaftlichen Identität der übertragenden Gesellschaft – auch bei Fortbestehen der rechtlichen Identität – zu un-
terbinden21, stellt der § 8c KStG eine beträchtliche Verschärfung der Missbrauchsregelung dar22: Demnach liegt 
gemäß § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG ein schädlicher Beteiligungserwerb mit der Folge eines Verlustuntergangs 
vor, falls ein bestimmter Anteil an einer Körperschaft innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren an einen Er-
werber oder eine Erwerbergruppe übertragen wird oder ein ähnlicher Sachverhalt vorliegt. Dabei gehen die 
nicht genutzten Verluste der Körperschaft bei einer Übertragung von mehr als 25 Prozent der Anteile entspre-
chend quotal unter. Werden dagegen mehr als 50 Prozent der Anteile übertragen, so wird ein vollständiger Un-
tergang ausgelöst. Folglich wird nicht mehr wie in der alten Regelung im § 8 Abs. 4 KStG a.F. auf die wirt-
schaftliche Identität abgestellt, sondern auf die Tatsache eines Anteilseignerwechsels23. Laut Gesetzgeber kom-
me ein wirtschaftliches Engagement eines anderen Anteilseigners einer Veränderung der wirtschaftlichen Iden-
tität der übertragenden Gesellschaft gleich, wodurch frühere Verluste nicht zu berücksichtigen seien, wenn diese 
auf das neue wirtschaftliche Engagement entfielen24. Ein Verlustabzug verursacht einen steuerlichen Vorteil auf 
                                                     
 
15 Vgl. BR-Drucks. 220/07, 127. 
16 Vgl. Lenz/Ribbrock, BB 2010, 587, 588. 
17 Vgl. BGBl. I 2008, 1677. 
18 Vgl. Entscheidung der Europäischen Kommission vom 30.09.2009 – C2/2009 (ex N 221/2008 und N 413/2008) 
19 Vgl. BGBl. I 2008, 1982. Durch Artikel 1 Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz (FMStFG). 
20 Vgl. Pott/Wittkowski, StuW 2009, 139, 141. 
21
 Vgl. Lenz/Ribbrock, BB 2007, 587, 588. 
22 Vgl. Lenz/Ribbrock, BB 2007, 587. 
23 Vgl. Lenz, in: Kesserl/Förter/Watrin, Festschrift Herzig, 131. 





Ebene der Verlustgesellschaft und daher eine wirtschaftliche Begünstigung des neuen Gesellschafters hinsicht-
lich der ihn betreffenden Gewinnausschüttung und den Wert seiner Beteiligung an der Gesellschaft25. Weder im 
Wortlaut, noch in der Gesetzesbegründung des § 8c KStG selbst lässt sich jedoch eine Aussage darüber finden, 
aus welchem Grund überhaupt Verlustvorträge im Falle des schädlichen Beteiligungserwerb nicht genutzt wer-
den dürfen. Lediglich die mittel- und langfristige Erhöhung der Steuereinnahmen als eines der generellen Ziele 
der Unternehmensteuerreform 200826 sowie die bereits erwähnte Finanzierung der Senkung des Körperschaft-
steuersatzes sind diesbezüglich anzuführen. 
II. Anwendungsbereich 
Der persönliche Anwendungsbereich umfasst unbeschränkt und beschränkt steuerpflichtige Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen i.S.d. § 1 Abs. 1 KStG. Daher ist nach der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung auch über den Wortlaut „Verlustabzug bei Körperschaften“ hinaus der § 8c KStG auf Anstalten 
und Stiftungen anzuwenden27. Die im Gesetzeswortlaut mehrfach genannten „nicht genutzte(n) Verluste“, die 
bei Erfüllung des Tatbestands entsprechend quotal oder vollständig untergehen, definiert der Gesetzgeber in § 
8c Abs. 1 Satz 1 KStG als nicht ausgeglichene oder abgezogene negative Einkünfte. Der Finanzverwaltung zu-
folge fallen in den sachlichen Anwendungsbereich insbesondere Verluste nach § 2a und § 15 Abs. 4 EStG, der 
Verlustvortrag und -rücktrag gemäß § 10d EStG, gewerbesteuerliche Fehlbeträge nach § 10 a Satz 9 GewStG 
sowie Zinsvorträge nach § 4h Abs. 1 Satz 2 EStG i.V.m. § 8a Abs. 1 Satz 3 KStG. Weiterhin werden über den 
Gesetzeswortlaut hinaus nicht nur nicht genutzte Verluste, sondern auch verrechenbare Verluste nach § 15a und 
§ 15b EStG mit einbezogen28. 
III. Tatbestandsvoraussetzungen 
Die Rechtsfolgen des § 8c KStG treten bei einem sogenannten schädlichen Beteiligungserwerb ein, der in Abs. 
1 Satz 129 definiert wird. Ein schädlicher Beteiligungserwerb liegt dementsprechend vor, wenn innerhalb von 
fünf Jahren mittelbar oder unmittelbar mehr als 25 Prozent des gezeichneten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, 
Beteiligungsrechte oder der Stimmrechte an einer Körperschaft übertragen werden. Weiterhin führen im Geset-
zeswortlaut nicht näher definierte „vergleichbare Sachverhalte“ ebenfalls zu einem schädlichen Beteiligungser-
werb. Die Finanzverwaltung nennt diesbezüglich im BMF-Schreiben vom 4. Juli 2008 konkrete Beispiele wie 
                                                     
 
25 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734. 
26 Vgl. BR-Drucks. 220/07, 1 f. 
27 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 1. 
28 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 2; Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 735. 
29 Gemeint ist hier der § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG. Im Folgenden ist, wenn nicht explizit eine andere Norm dazu genannt wird, bei reiner Nennung von 
Absätzen ohne Norm (z.B. „Abs. 1“) immer die Zugehörigkeit zum § 8c KStG n.F. zu verstehen, bei reiner Nennung eines Satzes (z.B. „Satz 1“) wie-







den Erwerb von Genussscheinen i.S.d. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG oder den Erwerb eigener Anteile, wenn sich 
hierdurch die Beteiligungsquoten ändern30. Bei einer Übertragung von mehreren Rechten und Anteilen gleich-
zeitig ist auf den Vorgang abzustellen, der die weitestgehende Anwendung der Norm zulässt31.  
Entscheidend für die Tatbestandsvoraussetzung der mittelbaren oder unmittelbaren Übertragung von Anteilen 
i.S.d. § 8c Abs. 1 KStG ist der Übergang des wirtschaftlichen Eigentums nach § 39 AO im Zuge einer rechtsge-
schäftlichen Übertragung von bestehenden Anteilen unter Lebenden32. Daher ist es für den Tatbestand unerheb-
lich, ob der Beteiligungserwerb entgeltlich im Rahmen einer Einzelrechtsnachfolge oder unentgeltlich – etwa 
durch Schenkung oder im Rahmen einer Gesamtrechtsnachfolge beispielsweise infolge einer Verschmelzung – 
erfolgt33. Im Erbfall ist bei einer Übertragung auf eine natürliche Person dagegen zu unterscheiden, ob der Vor-
gang unentgeltlich oder entgeltlich ist. Letzteres ist bereits bei einem geringem Umfang schädlich i.S.d. § 8c 
Abs. 1 KStG34. Auch eine konzerninterne Umstrukturierung ist nicht als Tatbestand der Norm ausgeschlossen, 
sondern wird von der Finanzverwaltung gar in einem Beispiel angeführt35. 
Neben der Übertragung von Anteilen kann können ebenso eine Kapitalerhöhung nach Satz 4 oder eine Erhö-
hung anderer Beteiligungsrechte i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 wie beispielsweise Stimmrechte zu einem schädlichen 
Beteiligungserwerb führen. Abzustellen ist hier auf die Eintragung in das Handelsregister. Voraussetzung für 
die Schädlichkeit des Vorgangs ist, dass durch diesen entweder die Beteiligung der Erwerber an der Verlustge-
sellschaft danach mehr als 25 Prozent beträgt oder sich eine bereits bestehende Beteiligung um mehr als 25 Pro-
zentpunkte erhöht hat. Auch eine entsprechende Kapitalerhöhung oder Erhöhung anderer Beteiligungsrechte an 
einer Gesellschaft, die wiederum an einer Verlustgesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, erfüllt die 
Tatbestandsvoraussetzungen des schädlichen Beteiligungserwerbs. Voraussetzung ist, dass sich durch den Vor-
gang die mittelbare Beteiligungsquote des Erwerbers bzw. Erwerberkreises an der Verlustgesellschaft um 25 
Prozentpunkte und damit um einen schädlichen Umfang erhöht36. 
Erwerber i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 kann jede sowohl natürliche als auch juristische Person sein. Die Finanzver-
waltung bezieht zudem auch Mitunternehmerschaften i.S.d. § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG und vermögensverwaltende 
Personengesellschaften mit ein, wobei für letztere eine Zurechnung nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO anzuwenden 
                                                     
 
30 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 7. Hier finden sich auch sieben von der Finanzverwal-
tung angeführte Beispiele für einen vergleichbaren Sachverhalt. 
31 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 5. 
32 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 735. 
33 Vgl. Bien/Wagner, BB 2010, 923, 929. 
34 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 4. 
35 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1437, Rdnr. 11. 





ist37. Die Anteilsübertragung kann zudem auch an einen sogenannten Erwerberkreis erfolgen. Es sind drei ver-
schiedene Arten eines solchen denkbar:  
• eine „Zusammenrechnungsgruppe“ bestehend aus einem Erwerber und ihm nahestehenden Personen 
oder  
• ein Erwerber und ihm nicht nahestehende Personen mit gleichgerichteten Interessen, oder 
• der Erwerber, ihm nahestehende Personen sowie Personen, die nach Satz 4 mit dem Erwerber selbst o-
der mit den dem Erwerber nahestehenden Personen gleichgerichtete Interessen haben38.  
Die einzelnen Erwerbsvorgänge des Erwerberkreises werden zur Überprüfung der Schädlichkeit zusammenge-
rechnet39. Soweit eine Abstimmung zwischen den Mitgliedern eines Erwerberkreises erfolgt ist, kann von einem 
gleichgerichteten Interesse ausgegangen werden. Ein Vertrag ist keine zwingende Voraussetzung, ebenso nicht 
die Intention, einen gemeinsamen Zweck i.S.d. § 705 BGB zu erfüllen – beides kann aber als ausreichende Be-
gründung gleichgerichteter Interessen herangezogen werden. Der Erhalt des Verlustvortrages muss allerdings 
nicht das Ziel der gleichgerichteten Interessen sein. Auch die gemeinsame Beherrschung der zu übernehmenden 
Körperschaft oder eine einheitliche Willensbildung beispielsweise können gleichgerichtete Interessen implizie-
ren40. 
Eine weitere Tatbestandsvoraussetzung des § 8c Abs. 1 KStG ist die Beschränkung des Zeitraums auf fünf Jah-
re, in dem die Übertragung von mehr als 25 Prozent des gezeichneten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Betei-
ligungsrechte oder der Stimmrechte an einer Körperschaft erfolgen muss. Dieser Zeitraum von fünf Jahren be-
ginnt mit dem ersten unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungserwerb durch den Erwerber bzw. Erwerber-
kreis. Dabei ist es unerheblich, ob zum Zeitpunkt des ersten Beteiligungserwerbs ein nicht genutzter Verlust 
vorliegt. Bei mehreren Erwerbsvorgängen durch den Erwerber oder die Mitglieder eines Erwerberkreises ist auf 
die Summe der übertragenden Anteile innerhalb von fünf Jahren abzustellen – übersteigt die Summe die Grenze 
von 25 Prozent, so liegt ein schädlicher Beteiligungserwerb vor und der Fünf-Jahres-Zeitraum i.S.d. § 8c Abs. 1 
Satz 1 KStG beginnt von neuem. Finden mehrere Erwerbsvorgänge eines Erwerbers bzw. Erwerberkreises in-
nerhalb eines Jahres statt oder sind diese in einen Gesamtplan einzuordnen, so werden sie automatisch zu einem 
Erwerb zusammengefasst. Für den vollständigen Verlustuntergang im Zuge einer Anteilsübertragung von mehr 
als 50 Prozent ist dabei ein eigener Zeitraum von fünf Jahren anzusetzen. Ein quotaler Verlustuntergang nach 
Satz 1 verursacht somit keinen Neubeginn des Fünf-Jahres-Zeitraums für die Verlustabzugsbeschränkung nach 
                                                     
 
37 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 24. 
38 Vgl. Dötsch, in: Spindler/Tipke/Rödder, Festschrift Schaumburg, 253, 273 f. 
39 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 735; Neyer, BB 2010, 1055, 1056. 







Satz 2. Die für Anwendung des Satz 1 ursächlichen Erwerbe sind für Zwecke des Satzes 2 nochmals zu berück-
sichtigen41. 
IV. Rechtsfolgen 
Durch einen schädlichen Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 KStG werden die bis dahin nicht genutzten Ver-
luste im Wirtschaftsjahr, in dem der schädliche Vorgang erfolgte, in nicht abziehbare Verluste umqualifiziert42 
und sind somit von der Verrechnungsmöglichkeit mit Gewinnen i.S.d. § 10d EStG sowie auch dem Rücktrag in 
vorangegangene Veranlagungszeiträume ausgeschlossen. Das prozentuale Ausmaß des Verlustuntergangs rich-
tet sich nach dem Umfang der Anteilsübertragung. Werden an einen Erwerber im Rahmen eines Beteiligungs-
erwerbs innerhalb von fünf Jahren mehr als 25 Prozent, aber weniger als 50 Prozent der Anteile an einer Kör-
perschaft übertragen, so geht der Verlust nach § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG entsprechend quotal unter, also mit dem 
gleichen Prozentsatz. Bei einem Beteiligungserwerb von mehr als 50 Prozent können bis dahin nicht genutzte 
Verluste unabhängig vom Umfang der Anteilsübertragung vollständig nicht mehr abgezogen werden. 
Bei einem sogenannten unterjährigen Beteiligungserwerb werden Anteile während eines laufenden Wirtschafts-
jahres übertragen. In diesem Fall ist auf alle Verluste, die bis zum Zeitpunkt des schädlichen Beteiligungser-
werbs der Gesellschaft zuzurechnen sind, die Rechtsfolge des Untergangs nach § 8c Abs. 1 KStG anzuwenden. 
Dabei ist der Verlust des gesamten Wirtschaftsjahres, in der die Anteilsübertragung erfolgte, zeitanteilig aufzu-
teilen. Beim Erwerb eines Organträgers sind zusätzlich die noch nicht hinzugerechneten anteiligen negativen 
Einkünfte der Organgesellschaften mit einzubeziehen43. 
V. Fallbeispiele 
Es folgen einige Fallbeispiele, die die Rechtsfolgen des § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG ohne Berücksichtigung 
der Änderungen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz verdeutlichen werden. Dies werden bis auf weni-
ge Ausnahmen vor allem konzerninterne Umstrukturierungen sein, da auf diesen der Fokus in den Folgekapiteln 
der Arbeit liegt und sie denselben Rechtsfolgen i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG ausgesetzt sind, wie auch 
die Anteilserwerbe über die Grenzen eines Konzerns hinaus. Einige dieser Fallbeispiele werden im Laufe der 
Arbeit, gegebenenfalls auch mit kleinen Modifikationen, nochmals für die Würdigung der Gesetzesänderungen, 
die in den nächsten Abschnitten dargestellt und diskutiert werden, herangezogen. 
 
                                                     
 
41 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1437, Rdnr. 16 ff. 
42 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 735. 





Beispiel 1: Unmittelbare Anteilsübertragung 
Die M-AG hält jeweils 100 Prozent der Anteile an der T1-GmbH und der T2-GmbH. Die T1-GmbH wiederum 
ist Alleingesellschafter der V-GmbH, die einen Verlustvortrag (VV) von 2 Mio. Euro aufweist. Auf die T2-
GmbH werden X Prozent der Anteile an der V-GmbH übertragen. 
 
Fall A: Die T2-GmbH erhält 20 Prozent der Anteile an der V-GmbH. 
Lösung: In diesem Fall liegt kein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG vor, da die 
Tatbestandsvoraussetzung der Anteilsübertragung von mehr als 25 Prozent nicht erfüllt ist. Die Verlustvorträge 
in Höhe von 2 Mio. Euro bleiben vollständig erhalten. 
Fall B: Die T2-GmbH erhält 30 Prozent der Anteile an der V-GmbH. 
Lösung: Da die GmbH mehr als 25 Prozent der Anteile an der V-GmbH erwirbt, tritt die Rechtsfolge des § 8c 
Abs. 1 Satz 1 KStG ein und der Verlustvortrag geht quotal unter. Von den 2 Mio. Euro sind 30 Prozent, also 0,6 
Mio. Euro, nicht mehr abziehbar. Der nutzbare Verlustvortrag der V-GmbH verringert sich auf 1,4 Mio. Euro. 
Fall C: Die T2-GmbH erhält 60 Prozent der Anteile an der V-GmbH. 
Lösung: Hier greift nun die Rechtsfolge von § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG. Da nun mehr als 50 Prozent der Anteile 
an der V-GmbH übertragen wurden, geht der Verlustvortrag von 2 Mio. Euro unabhängig vom prozentualen 



















Beispiel 2: Mittelbare Anteilsübertragung 
Die M-AG ist zu jeweils 100 Prozent an der T1-GmbH und der T2-GmbH beteiligt. Die T1-GmbH wiederum 
besitzt sämtliche Anteile an der Z-GmbH, die mit einer Quote von 60 Prozent an der V-GmbH beteiligt ist. Die 
V-GmbH hat einen Verlustvortrag von 2 Mio. Euro zu verzeichnen. 
 
Nun werden X Prozent der Anteile an der Z-GmbH von der T1-GmbH auf die T2-GmbH übertragen.  
Abhängig vom Prozentsatz X  werden die Rechtsfolgen des § 8c Abs. 1 KStG auch bei einer mittelbaren Über-
tragung der Anteile an der V-GmbH analog zu Beispiel 1 ausgelöst. Entscheidend ist hier die durchgerechnete 
Beteiligungsquote44: 
Fall A: Die T2-GmbH erhält 25 Prozent der Anteile an der Z-GmbH. 
Lösung: Die durchgerechnete Beteiligungsquote beträgt 0,25 ×	0,6 =	0,15	=	15%. Somit sind die Tatbestandsvo-
raussetzungen des § 8c Abs. 1 KStG nicht erfüllt, der Verlustvortrag in Höhe von 2 Mio. Euro bleibt vollständig 
erhalten. 
Fall B: Die T2-GmbH erhält 50 Prozent der Anteile an der T1-GmbH.  
Lösung: Die durchgerechnete Beteiligungsquote beträgt 0,5 ×	0,6 =	0,3	=	30%. Somit sind die Tatbestandsvo-
raussetzungen des § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG erfüllt, der Verlustvortrag in Höhe von 2 Mio. Euro geht quotal zu 
30 Prozent unter. Der nicht abziehbare Verlust beträgt 0,6 Mio. Euro, der nutzbare 1,4 Mio. Euro. 
                                                     
 















Fall C: Die T2-GmbH erhält 90 Prozent der Anteile an der T1-GmbH. 
Lösung: Die durchgerechnete Beteiligungsquote beträgt 0,9 ×	0,6 =	0,54	=	54%. Somit sind die Tatbestandsvo-
raussetzungen des § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG erfüllt, der Verlustvortrag in Höhe von 2 Mio. Euro geht vollständig 
unter. 
Beispiel 3: Verlängerung der Beteiligungskette 
Die M-AG (im Streubesitz) ist zu jeweils 100 Prozent an der T1-GmbH und der T2-GmbH beteiligt, die wiede-












Entscheidend ist hier wieder die durchgerechnete Beteiligungsquote, die Berechnung erfolgt analog zu Beispiel 
2: 
Fall A: Die T2-GmbH erhält 25 Prozent der Anteile an der T1-GmbH. 
Lösung: Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 8c Abs. 1 KStG sind mit einer Beteiligungsquote von 15 Pro-
zent nicht erfüllt, der Verlustvortrag Euro bleibt vollständig erhalten. 
Fall B: Die T2-GmbH erhält 50 Prozent der Anteile an der T1-GmbH.  
Lösung: Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG sind mit einer Beteiligungsquote von 30 
Prozent erfüllt, somit geht der Verlustvortrag in Höhe von 2 Mio. Euro quotal zu 30 Prozent unter. 
















Lösung: Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG sind mit einer Beteiligungsquote von 54 
Prozent erfüllt, der Verlustvortrag geht vollständig unter. 
Beispiel 4: Seitwärtsverschmelzung  
Bei einer Seitwärtsverschmelzung wird ausgehend von Beispiel 3 die T1-GmbH vollständig auf die T2-GmbH 
verschmolzen und nicht nur auf diese übertragen – es kommt nicht zu einer Verlängerung der Beteiligungskette.  
Lösung: Bei der Beurteilung des Sachverhalts ist auf die Beteiligungsquote der T1-GmbH an der V-GmbH ab-
zustellen. Durch die Verschmelzung entsteht eine unmittelbare Beteiligung der T2-GmbH an der V-GmbH in 
Höhe von 60 Prozent, wodurch die Rechtsfolge des vollständigen Verlustuntergangs gemäß § 8c Abs. 1 Satz 2 
erfolgt. 
Beispiel 5: Verkürzung der Beteiligungskette durch Aufwärtsverschmelzung 
Es existiere eine Beteiligungskette entsprechend nachfolgender Abbildungen. Die Beteiligungsquote beträgt auf 
allen Stufen 100 Prozent. Die V-GmbH weist einen Verlustvortrag von 2 Mio. Euro. Nun wird zur Verkürzung 
der Beteiligungskette die T2-GmbH auf die T1-GmbH (Variante A) bzw. die T1-GmbH auf die M-AG (Varian-
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Lösung: Durch die Verschmelzung der T2-GmbH auf die T1-GmbH wird die unmittelbare Beteiligung an der 
V-GmbH auf die T1-GmbH übertragen. Dem Wortlaut des § 8c Abs. 1 KStG zufolge liegt hier ein schädlicher 
Beteiligungserwerb vor. Somit geht der Verlustvortrag der V-GmbH in Höhe von  2 Mio. Euro vollständig un-
ter. 
Variante B 
Lösung: Durch die Verschmelzung der T1-GmbH auf die M-AG wird die unmittelbare Beteiligung an der V-
GmbH auf die M-AG übertragen. Dem Wortlaut des § 8c Abs. 1 KStG zufolge liegt hier ebenfalls ein schädli-
cher Beteiligungserwerb vor. Auch hier geht der Verlustvortrag der V-GmbH in Höhe von  2 Mio. Euro voll-
ständig unter. 
Beispiel 6: Verkürzung der Beteiligungskette durch Abwärtsverschmelzung 












Lösung: Durch die Verschmelzung werden die Anteile an der V-GmbH an die T1-GmbH übertragen. Diese ist 
nun unmittelbar zu 100 Prozent an der V-GmbH beteiligt. Damit liegt ein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. 


























In dieser Konstellation hat V-GmbH hat zum Ende des Jahres 0 einen Verlustvortrag von 2 Mio. Euro aufzu-
weisen. Vereinfachend wird angenommen, dass die V-GmbH in den kommenden Jahren einen Gewinn von 
jeweils null zu verzeichnen hat, sodass weder neue Verluste hinzukommen noch ausgeglichen werden können. 
Nun werden in drei Erwerbsvorgängen innerhalb von drei Jahren Anteile an der V-GmbH durch die T2-GmbH 
und T3-GmbH erworben, die einen Erwerberkreis bilden: 
• Jahr 1: Übertragung von 20 Prozent auf die T2-GmbH  
• Jahr 2: Übertragung von weiteren 20 Prozentpunkten auf die T3-GmbH 
• Jahr 3: Übertragung von weiteren 15 Prozentpunkten auf die T2-GmbH 
Lösung: Im Jahr 1 liegt aufgrund des Umfangs der Übertragung kein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c 
Abs. 1 KStG vor. Zusammengerechnet mit der Übertragung an die T2-GmbH im Jahr 1 ergibt sich im Jahr 2 
allerdings eine Anteilsübertragung von insgesamt 40 Prozent, wodurch ein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG vorliegt und somit 40 Prozent des Verlustvortrages, also umgerechnet 0,8 Mio. Euro, 
untergehen. Mit der letzten Transaktion in Jahr 3 geht der restliche Verlustvortrag von 1,2 Mio. Euro nach § 8c 
Abs. 1 Satz 2 vollständig unter, da insgesamt nun innerhalb von drei Jahren 55 Prozent der Anteile an der V-
GmbH an denselben Erwerberkreis übertragen wurden. Durch den quotalen Verlustuntergang nach Jahr 2 ist 
kein neuer Fünf-Jahres-Zeitraum i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG ausgelöst worden, dieser war nach wie vor ab 
















C. Die Ausnahmen von der Verlustabzugsbeschränkung in § 8c Abs. 1 
Satz 5 bis 8 KStG 
Am 4. Dezember 2009 verabschiedete der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Beschleunigung des Wirt-
schaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz). Am 18. Dezember erfolgte die Zustimmung durch den 
Deutschen Bundesrat45, woraufhin das Gesetz in der Fassung vom 22. Dezember 2009 am 30. Dezember 2009 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde und damit gemäß § 34 Abs. 7b Satz 2 KStG auf schädliche Beteili-
gungserwerbe nach dem 31. Dezember 2009 anzuwenden ist. Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz beinhaltet 
unter anderem die Ergänzung des § 8c Abs. 1 KStG um die neuen Sätze 5 bis 846. Der Satz 5 wird im Geset-
zesentwurf als „Konzernklausel“47 und die Sätze 6 bis 8 als „Stille Reserven-Escape“-Klausel48 bezeichnet. 
I.  Zielsetzungen des Gesetzgebers 
Bereits im Koalitionsvertrag der derzeit regierenden Parteien CDU, CSU und FDP werden im Sofortprogramm 
gegen die jüngste Finanz- und Wirtschaftskrise sogenannte „krisenentschärfende Maßnahmen“ angekündigt, die 
unter anderem auch die Verlustabzugsbeschränkungen betreffen. Mit diesen Maßnahmen sollen die Wachs-
tumshemmnisse beseitigt werden, wobei vor allem international aufgestellte Konzerne und mittelständische 
Unternehmen profitieren sollen49. Auch im Entwurf zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 9. November 
2009 stehen bezüglich der Zielsetzungen des Gesetzgebers bei der Durchsetzung der Maßnahmen die Überwin-
dung der Krise und die Förderung des wirtschaftlichen Aufschwungs im Vordergrund50.  
Neben den allgemeinen Zielen des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes wird vor allem die Tatsache, dass der § 
8c KStG a.F. starker Kritik ausgesetzt war, ausschlaggebend für die Gesetzesänderungen gewesen sein. In zahl-
reichen Einzelfällen seien die Auswirkungen nicht vorhersehbar und kalkulierbar51. Insbesondere in Bezug auf 
den Verlustuntergang bei konzerninternen Umgliederungen war die Ablehnung in der Literatur groß, was ein 
entscheidender Grund für die Einführung der Konzernklausel gewesen sein dürfte52. Im BMF-Schreiben vom 4. 
Juli 2008 werden explizit konzerninterne Umstrukturierungsmaßnahmen wie die Verschmelzung von Gesell-
schaften als Beispiele für einen schädlichen Beteiligungserwerb genannt53, obwohl sich die mittelbare Beteili-
gungsquote der Konzernobergesellschaft an der verschmolzenen Gesellschaft nicht ändert54. Die Anwendung 
                                                     
 
45 Vgl. BR-Drucks. 865/09. 
46 Vgl. BGBl. I 2009, 3950. 
47 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 1. 
48 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 12. 
49 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP, 3. 
50 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 1. 
51 Vgl. Dötsch, in: Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg.), Festschrift Schaumburg, 253, 263 f. 
52 Vgl. Bien/Wagner, BB 2010, 923; Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 738, 
53 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1437, Rdnr. 11. 







des § 8c KStG auf solche in vielen Fällen wirtschaftlich notwendigen Änderungen innerhalb einer Konzern-
struktur – insbesondere vor dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise – wurde in Hinsicht auf die Aus-
legung als Missbrauchsregelung in der Literatur kritisch und als nicht sachgerecht beurteilt55. Der Begründung 
des Gesetzgebers zufolge soll die Einführung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG nunmehr auf den Erhalt von Verlust-
vorträgen bei konzerninternen Umgliederungen abzielen. Werden innerhalb eines Konzerns, an deren Spitze zu 
100 Prozent eine einzelne Person oder Gesellschaft steht, Umstrukturierungen vorgenommen, so seien diese 
nunmehr von der Verlustabzugsbeschränkung des § 8c Abs. 1 Satz 1 und 2 auszunehmen. Voraussetzung dabei 
soll allerdings sein, dass es nicht zur Verschiebung von Verlusten auf Dritte kommt. Dies sei nicht erfüllt, wenn 
im Rahmen eines solchen Vorgangs ein neuer Gesellschafter hinzutritt oder ein konzernfremder Gesellschafter 
beteiligt ist56. Damit soll verhindert werden, dass ein außenstehender Erwerber von den Steuervorteilen in Form 
von Verlustvorträgen, die bereits vor dem Erwerb bestanden, profitiert57. 
Bezüglich der „Stille Reserven-Escape“-Klausel lässt sich in der Gesetzesbegründung allerdings keine derartige 
Zielsetzung ausmachen. Ein Motiv wie die Begünstigung bestimmter Konstellationen ist nicht zu erkennen. 
Eine ähnliche Regelung hatte es zuvor zwar auch im Zuge des Gesetzes zur Modernisierung der Rahmenbedin-
gungen für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) für Wagniskapitalgesellschaften gegeben, deren Gesetzesbegrün-
dung ist allerdings nicht auf die „Stille Reserven-Escape“-Klausel zu übertragen. Ohnehin wurde diese Rege-
lung von der EU-Kommission am 30. September 2009 als steuerliche Beihilfe eingestuft und somit außer Kraft 
gesetzt58. In der Gesetzesbegründung zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz wird lediglich angeführt, dass 
durch die neue Klausel die nicht genutzten Verluste, die den (entsprechend dem Umfang des Beteiligungser-
werbs anteiligen) stillen Reserven der zu übertragenden Körperschaft gegenüberstehen, nicht vom Verlustunter-
gang i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 und 2 betroffen sein sollen – dadurch gehe kein zusätzliches Verrechnungspoten-
tial über59. Dieses ist durch die stillen Reserven bereits vor dem Erwerb vorhanden60 und die Verlustgesellschaft 
könnte schließlich die Verlustvorträge insoweit selbst nutzen61, sofern sie die stillen Reserven realisiert. Bereits 
in den Empfehlungen zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 wird eine Verschonung des Verlustvortragun-
tergangs in Höhe der stillen Reserven im Falle eines schädlichen Beteiligungserwerbs i.S.d. § 8c KStG empfoh-
len, da dies einer Verrechnung mit bereits vorhandenem Gewinnpotential entspreche und daher als „guter“ Man-
telkauf einzuordnen sei62. Auch im „Entwurf eines Gesetzes zur Korrektur der Unternehmensteuerreform“ vom 
27. März 2009 wird eine solche Regelung vorgeschlagen mit der Begründung, dass die in den Verlustvorträgen 
                                                     
 
55 Vgl. Bien/Wagner, BB 2010, 923; Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 738; Franz, BB 2010, 991, 1000; Lenz/Ribbrock, BB V2007, 587, 590; 
Pott/Wittkowski, StuW 2009, 139 m.w.N. 
56 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
57 Vgl. Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 49. 
58 Vgl. Entscheidung der Europäischen Kommission vom 30.09.2009 – C2/2009 (ex N 221/2008 und N 413/2008). 
59 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
60 Vgl. Rödder, Ubg 2010, 162, 163. 
61 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 12; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2635. 





bzw. die laufenden Verlusten abgebildeten Aufwendungen in einem kausalen Zusammenhang mit zukünftigen 
Gewinnerwartungen in Form der stillen Reserven zu sehen seien. Dadurch sei eine Verrechnung auch bei Ände-
rung der Anteilseignerstruktur gerechtfertigt63. Diese Begründungen werden in der Literatur weitestgehend 
übernommen und größtenteils auch begrüßt64. 
Eine weitere Intention des Gesetzgebers könnte sein, die Gestaltung durch Verlustnutzungsstrategien („loss 
refresher“), um Aufwandspotenzial zu erhalten, überflüssig zu machen. Eine solche Strategie könnten sogenann-
te „sale & lease-back“-Transaktionen sein, bei denen die stillen Reserven durch Veräußerung von Wirtschafts-
gütern realisiert werden, um sie mit laufenden Verlusten und Verlustvorträgen verrechnen zu können („sale“), 
und zusätzlich steuerlichen Aufwand zu erzeugen („lease back“)65, indem die Wirtschaftsgüter zur Nutzung 
wiederum geleast werden. Zudem kann dem Gesetzgeber der Gedanke des Zusammenspiels der Konzernklausel 
und der „Stille Reserve-Escape“-Klausel unterstellt werden: Sachverhalte, die nicht unter die Konzernklausel 
fallen, könnten dafür von der Untergangsverschonung in Höhe der stillen Reserven profitieren. Somit wäre § 8c 
Abs. 5 KStG für konzerninterne Umstrukturierungen maßgeblich, § 8c Abs. 6 bis 8 KStG dagegen für Transak-
tionen außerhalb eines Konzerns66. 
II.  Die neu eingeführten Klauseln 
1. Konzernklausel 
 
a) Übertragender und übernehmender Rechtsträger 
Um die Anwendung der Konzernklausel überprüfen zu können, ist zunächst zu klären, was unter dem „übertra-
genden Rechtsträger“ und dem „übernehmenden Rechtsträger“ zu verstehen ist. Die Begriffe sind ebenfalls im 
Umwandlungsgesetz (§§ 2, 3, 122b, 123, 174 UmwG) und Umwandlungssteuergesetz (§ 1 UmwStG) zu finden, 
                                                     
 
63 Vgl. BT-Drucks. 16/12525, 7. 
64 Vgl. dazu Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 75; Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 52; Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 73; Herzig/Bohn, DStR 2009, 2341, 
2343; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 12. 
65 Vgl. Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2630; Herzig/Bohn, DStR 2009, 2341, 2343; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 12. 
66 Vgl. Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 76; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2635. 
§ 8c Abs. 1 Satz 5 KStG – „Konzernklausel“ 
[…] 
5Ein schädlicher Beteiligungserwerb liegt nicht vor, wenn an dem übertragenden und 
an dem übernehmenden Rechtsträger dieselbe Person zu jeweils 100 Prozent mittel-








wo sie auch in Verbindung mit dem Untergang von Verlustvorträgen verwendet werden (§§ 4 Abs. 2 Satz 2, 12 
Abs. 3 UmwStG). Allerdings werden nach § 2 UmwG übertragender Rechtsträger und übernehmender Rechts-
träger anhand des Vorgangs der Vermögungsübertragung durch Umwandlung bestimmt - eine rechtsgeschäftli-
che Anteilsübertragung, die für den § 8c KStG relevant ist, spielt dabei keine Rolle. Auch für die in § 8c Abs. 1 
Satz 1 KStG erwähnten „vergleichbaren Sachverhalte“67 und eine Kapitalerhöhung i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 4 
KStG lässt sich die Definition aus dem Umwandlungsrecht nicht anwenden. Unter Umständen fallen Überneh-
mer von Vermögen und Übernehmer von Anteilen gar auseinander68. Daher ist die Auslegung der Begriffe 
„übertragender Rechtsträger“ und „übernehmender Rechtsträger“ gemäß dem UmwG und dem UmwStG nicht 
auf den § 8c KStG anzuwenden. Vielmehr ist „übernehmend“ die Partei, die Anteile erhält und damit Erwerber 
i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 ist. Die andere an der Übertragung beteiligte Partei ist dementsprechend „übertragend“. 
Liegt eine mittelbare Anteilsübertragung vor, bei der eine Gesellschaft A die Anteile an einer anderen Zwi-
schengesellschaft, die wiederum an der Verlustgesellschaft beteiligt ist, von einer Gesellschaft B erhält, so ist A 
der übernehmende und B der übertragende Rechtsträger. Bei einer Kapitalerhöhung allerdings existiert in dem 
Sinne keine Partei, die Anteile überträgt, da bei einem solchen Vorgang bestehende Anteilseigner im Allgemei-
nen weder Anteile abgeben noch neue erhalten. Daher ist auf die Anteilsverschiebung abzustellen: übertragende 
Rechtsträger sind von einer Verringerung ihrer Beteiligungsquote betroffen, übernehmende Rechtsträger von 
einer Erhöhung69.  
Indes dürfte der Begriff „Rechtsträger“ ebenso über die Auslegung der Vorschriften §§ 3 Abs. 1, 122b UmwG 
hinausgehen, da weder im Wortlaut des § 8c KStG, noch in der Gesetzesbegründung eine Einschränkung zu 
finden ist. Somit können Rechtsträger im Sinne der Konzernklausel zunächst sämtliche juristische Personen und 
Personengesellschaften inländischen und auch ausländischen Rechts sein70. Dagegen kommen natürliche Perso-
nen nicht als übertragende oder übernehmende Rechtsträger in Frage, da an ihnen keine Beteiligung bestehen 
kann. Entsprechend der Zielsetzung des Gesetzgebers, jedwede konzerninterne Umstrukturierung unter Voraus-
setzung der 100-Prozent-Beteiligung zu begünstigen, ist eine analoge Anwendung der Konzernklausel bei natür-
lichen Personen sachgerecht71, vor allem da keine gegenteilige Ansicht dazu seitens des Gesetzgebers oder der 
Finanzverwaltung existiert.  
Dem Wortlaut entsprechend kann die Konzernklausel auch nicht bei Personengesellschaften in der Rolle eines 
übertragenden oder übernehmenden Rechtsträgers greifen, da an diesen immer mindestens zwei Gesellschafter 
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 Vgl. dazu das BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 7. Hier finden sich sieben von der Finanzver-
waltung angeführte Beispiele für einen sogenannten vergleichbaren Sachverhalt. 
68 Vgl. dazu unten Kap. C.II.1.f)bb). 
69 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 992. 
70 Vgl. Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2628; Franz, BB 2010, 991, 994; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633; Witt-
kowski/Hielscher, DB 2010, 11, 13. 
71
 Vgl. Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2628; Franz, BB 2010, 991, 994; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 25; Wittkowski/Hielscher, DB 





beteiligt sind. Explizit bei vermögensverwaltenden Personengesellschaften als Erwerber wird im BMF-
Schreiben vom 4. Juli 2008 die anteilige Zurechnung nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO angeordnet72. Somit wäre die 
Voraussetzung der 100-Prozent-Beteiligung derselben Person nach § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG nicht erfüllt und 
sämtliche Anteilsübertragung unter Mitwirkung mindestens einer Personengesellschaft – ob Mitunternehmer-
schaft i.S.d. § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG oder vermögensverwaltend – schädlich. Dies ist meines Erachtens nicht 
sachgerecht, wenn am übertragenden und übernehmenden Rechtsträger dieselben Gesellschafter quotenidentisch 
beteiligt sind. Ein Grund für eine gezielte Benachteiligung derartiger Konstellationen ist nicht ersichtlich und 
auch nicht in der Gesetzesbegründung zu finden. Die Qualifikation der Mitunternehmerschaft als möglicher 
Erwerber i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG durch das Bundesministerium für Finanzen73 und die Zielsetzung des 
Gesetzgebers, konzerninterne Umgliederungen ohne Verlustverschiebung zu begünstigen, sprechen für die An-
wendung der Konzernklausel bei einer Mitunternehmerschaft. Eine abweichende Behandlung von vermögens-
verwaltenden Personengesellschaften ist ebenso unbegründet. Jedoch wird an späterer Stelle dieser Arbeit mit-
unter zu prüfen sein, ob mehrere Gesellschafter, die sowohl an der übertragenden als auch der übernehmenden 
Personengesellschaft beteiligt sind, als „dieselbe Person“ i.S.d. § 8c Abs 1 Satz 5 KStG dem Wortlaut nach zu-
lässig sind. 
Insbesondere im Fall einer Kommanditgesellschaft, die von einem Gesellschafter mit einer vermögensbezoge-
nen 100-Prozent-Beteiligung sowie einem Komplementär ohne jegliche vermögensbezogene Beteiligung gehal-
ten wird, ist indes unklar, ob die Vor-aussetzung der Konzernklausel dennoch erfüllt ist. Bei einer wortgetreuen 
Auslegung der Norm ist davon auszugehen, dass der Verlustuntergang nicht verhindert wird74. Diesbezüglich 
wird zu klären sein, ob ein Gesellschafter ohne vermögensmäßige Beteiligung schädlich ist – dies wird im spä-
teren Verlauf dieser Arbeit in der Diskussion des Beteiligungsbegriffs erfolgen. 
Fraglich ist zudem durch die im Singular formulierten Begriffe des übertragenden und übernehmenden Rechts-
trägers, ob bei mehreren an der Anteilsübertragung beteiligten Parteien die Konzernklausel greift. In der Geset-
zesbegründung ist dazu kein Hinweis zu finden. Aus dem § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG heraus ergibt sich in dieser 
Hinsicht keine Beschränkung, für einen schädlichen Beteiligungserwerb ist dem Gesetzeswortlaut nach gar eine 
Gruppe von Erwerbern zulässig. Auch wenn Erwerber und übernehmender Rechtsträger auseinanderfallen kön-
nen75, mag dies ein Indiz dafür sein, dass die Anzahl der beteiligten Rechtsträger irrelevant ist. Da die Konzern-
klausel zudem der Gesetzesbegründung zufolge die Funktion hat, konzerninterne Umstrukturierungen ohne 
Verlustverschiebung auf Dritte vom Tatbestand des schädlichen Beteiligungserwerbs nach § 8c Abs. 1 Satz 1 
und 2 KStG auszunehmen76, darf es meines Erachtens aus rein teleologischer Sicht allerdings kein Kriterium für 
                                                     
 
72 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 24. 
73 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 24. 
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 Vgl. Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2628; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2634. 
75
 Vgl. dazu Bien/Wagner, BB 2010, 923, 927. Hier wird das mögliche Auseinanderfallen von Erwerber und übernehmenden Rechtsträger erläutert. 







die Konzernklausel sein, wie viele Rechtsträger den Beteiligungserwerb vollziehen, solange dieselbe Person zu 
100 Prozent an diesen beteiligt ist77. 
Das Erfordernis einer 100-Prozent-Beteiligung existiert bezüglich der Beteiligung des Übertragenden an der zu 
übertragenden Körperschaft allerdings nicht – weder im Gesetzeswortlaut, noch in der Gesetzesbegründung. 
Ebenso gibt es keine Einschränkungen in Hinsicht auf den Umfang der Anteile, die beim Beteiligungserwerb 
übertragen werden. Für die Anwendbarkeit der Konzernklausel sind dies folglich keine Kriterien78. 
b) Der Begriff „dieselbe Person“ 
Für die Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG muss sowohl an dem übertragenden als auch übernehmenden 
Rechtsträger „dieselbe Person“ zu 100 Prozent beteiligt sein muss. Laut Gesetzesbegründung kommen dafür 
eine einzelne natürliche Person oder eine Gesellschaft in Frage79. Aufgrund einer fehlenden Einschränkung kann 
„dieselbe Person“ im In- wie auch Ausland ansässig sein. Unklar ist allerdings, welche Rechtsformen unter den 
Begriff „Gesellschaft“ fallen: Innengesellschaften wie die stille Gesellschaft können selbst keine Beteiligungen 
halten, daher sind zunächst in diesem Kontext lediglich Außengesellschaften, beispielsweise in Form von Kapi-
talgesellschaften und Personengesellschaften, zulässig80. Da keine Definition von „Person“ im § 8c KStG vor-
genommen wird, lässt sich der Begriff analog zu § 1 AStG auslegen. Demnach können sämtliche Rechtsträger, 
auch Stiftungen oder Genossenschaften, eine „Person“ zum Zweck der Konzernklausel sein. Auch wenn mit 
diesen keine Konzernstruktur – deren Begünstigung zwar bezweckt werden soll, aber weder im Gesetzeswort-
laut noch in der Gesetzesbegründung zwingend vorausgesetzt wird – vorliegt, findet dennoch der Zielsetzung 
des Gesetzgebers entsprechend keine Verlustverschiebung im Falle eines Beteiligungserwerbs statt81. Eine Org-
anschaft i.S.d. § 14 KStG sollte unter Vorbehalt des § 42 AO ebenso einer Anwendung der Konzernklausel 
nicht im Wege stehen, da dem Organträger nach § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG das gesamte Einkommen der Organ-
gesellschaft zuzurechnen ist, wodurch auch hier eine Verschiebung von Verlusten im Sinne der Gesetzesbe-
gründung ausgeschlossen ist und die Qualifizierung als „dieselbe Person“ naheliegt82. 
Bei einer Personengesellschaft als Konzernobergesellschaft ergibt sich das Problem, dass die Beteiligung an 
dem übertragenden und dem übernehmenden Rechtsträger infolge des einkommensteuerlichen Transparenzprin-
zips ihren Gesellschaftern direkt zuzurechnen ist, denn eine Personengesellschaft ist kein eigenständiges Steu-
ersubjekt83. Da an dieser wiederum mindestens zwei Gesellschafter beteiligt sind, wäre somit die geforderte 
                                                     
 
77 Ähnlich Bien/Wagner, BB 2010, 923, 927; Franz, BB 2010, 991, 995; Rödder, Ubg 2010, 162. 
78
 Vgl. Bien/Wagner, BB 2010, 923, 927; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 59; ähnlich Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 10; Wittkowski/Hielscher, DB 
2010, 11, 13. 
79 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
80 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 997; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 26. 
81 Vgl. Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 50; Franz, BB 2010, 991, 997. 
82 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 999. 





100-Prozent-Beteiligung derselben Person dem Wortlaut nach nicht erfüllt. Würde man dieser Argumentation 
ohne Einwand folgen, so wäre die Konzernklausel lediglich auf Konzerne mit einer Kapitalgesellschaft an der 
Spitze zugeschnitten und nicht den Zielsetzungen des Gesetzgebers entsprechend. Dagegen spräche das BFH-
Urteil vom 20. August 200384, nach dem beim schädlichen Anteilserwerb nach der alten Mantelkaufregelung § 8 
Abs. 4 KStG a.F. eine Personengesellschaft selbst – und nicht seine Gesellschafter – als Erwerber zu sehen ist. 
Dies ist als Indiz dafür zu sehen, dass die Rechtsprechung bereits bei der Vorgängerregelung die maßgebliche 
zivilrechtliche Betrachtungsweise, die einer Personengesellschaft eine Teilrechtsfähigkeit als Rechtssubjekt 
zuspricht85, der einkommensteuerlichen vorzieht. Unter zusätzlicher Berücksichtigung der in der Gesetzesbe-
gründung erwünschten Begünstigung von konzerninternen Umstrukturierungen, bei der kein ersichtlicher Grund 
für eine Benachteiligung von Personengesellschaften als Konzernobergesellschaft zu erkennen ist, sollte meines 
Erachtens das Transparenzprinzip im Rahmen der Konzernklausel nicht angewendet werden86. 
Auch eine abweichende Behandlung von vermögensverwaltenden Personengesellschaften durch Anwendung 
einer anteiligen Zurechnung, wie von der Finanzverwaltung im Rahmen des Erwerberbegriffs gewollt87, wäre 
vor dem Hintergrund des Zwecks der Konzernklausel nicht sachgerecht88. Nach § 8c Abs. 1 Satz 3 KStG ist eine 
Gruppe von Erwerbern mit gleichgerichteten Interessen als ein Erwerber zusammenzufassen, was bei den Ge-
sellschaftern einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft umso mehr gelten müsste. Dies zeugt von ei-
ner fehlenden Abstimmung zwischen den Begriffen „Erwerber“ in Satz 1 bis 3  und „Person“ im Satz 589. Letzt-
endlich wird jedoch die Ansicht der Finanzverwaltung einer rein teleologischen Interpretation vorzuziehen sein. 
Wie bereits im vorangegangenen Kapitel angedeutet, wird insbesondere die Auslegung des Ausdrucks „dieselbe 
Person“ besonders für den Fall problematisch, wenn mehr als eine Person oder Gesellschaft sowohl am übertra-
genden als auch am übernehmenden Rechtsträger beteiligt ist. Überträgt beispielsweise eine börsennotierte 
Konzernobergesellschaft mehr als 25 Prozent der Anteile an einer Verlustgesellschaft an eine weitere Gesell-
schaft, an der sie wiederum zu 100 Prozent beteiligt ist, so liegt zunächst nach Satz 1 ein schädlicher Beteili-
gungserwerb vor. Prüft man nun die Möglichkeit der Anwendung der Konzernklausel, wird man zu dem Ergeb-
nis kommen, dass die Aktionäre der börsennotierten Konzernobergesellschaft zwar jeweils zu 100 Prozent un-
mittelbar bzw. mittelbar am übertragenden und übernehmenden Rechtsträger beteiligt sind, jedoch nicht – unter 
Beachtung des Singulars im Gesetzeswortlaut –  „dieselbe Person“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG sein können. 
Somit ist eine Anwendung der Konzernklausel hier nicht möglich und die Verlustvorträge der Verlustgesell-
schaft werden insoweit untergehen, obgleich sich an der einzelnen Beteiligungsquote jedes Aktionärs nichts 
                                                     
 
84 BFH-Urteil vom 20.08.2003 – I R 81/02, BStBl. II 2004, 614. 
85 Vgl. Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1199. 
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87 Vgl. dazu BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 24. 
88 Ebenso Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1199. 







ändert und folglich keine Verschiebung von Verlusten stattfindet. Es gibt daher keinen ersichtlichen Grund da-
für, solch eine Konstellation von der Begünstigung durch die Konzernklausel auszuschließen – im Gegenteil: 
Aus rein teleologischer Sicht wäre eine Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG sachgerecht90. 
Diesbezüglich existiert in der Literatur vereinzelt die Auffassung, eine Personengruppe sei grundsätzlich als 
„dieselbe Person“ im Rahmen der Konzernklausel qualifiziert, sofern sich durch den Beteiligungserwerb ihr 
Verhältnis zum Verlust nicht ändere. Dies widerspreche nicht dem Wortsinn der Regelung und sei mit dem Te-
los der Konzernklausel zu begründen91. In der Tat entspricht die Behandlung einer solchen Personengruppe als 
eine „Person“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG, wie bereits weiter oben festgestellt, dem Sinn und Zweck der 
Norm. Jedoch muss der Fokus darauf gelegt werden, ob in der Praxis bei einer derartigen Konstellation ein 
schädlicher Beteiligungserwerb vorliegt oder nicht. Entscheidend ist hier nicht die Auslegung nach Telos, son-
dern die tatsächliche Ansicht der Finanzverwaltung bzw. den entsprechenden gerichtlichen Instanzen. Von die-
sen hängt es in erster Linie ab, ob ein Beteiligungserwerb als schädlich gewertet wird und somit Verlustvorträge 
insoweit untergehen oder nicht. In der Gesetzesbegründung selbst wird dargelegt, dass Umstrukturierungen von 
Konzernen begünstigt werden sollen, an deren „Spitze zu 100 Prozent eine einzelne Person oder Gesellschaft“92 
stehe. Dabei ist bemerkenswert, dass der Singular, der bereits im Gesetzeswortlaut zu finden ist, dort gar mit 
dem Wort „einzelne“ verstärkt wird. Auch wenn keine Begründung für eine solche Benachteiligung vorhanden 
ist, spricht dies meines Erachtens dafür, mehrere Personen oder Gesellschaften tatsächlich nicht als „dieselbe 
Person“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG zuzulassen. Diese Sichtweise wird ebenfalls von der Tatsache unter-
stützt, dass der Gesetzgeber explizit in Satz 3 eine Gruppe von Erwerbern als ein Erwerber im Sinne von Satz 1 
bzw. 2 zusammengefasst werden kann, aber eine solche Regelung bezüglich des Begriffs „dieselbe Person“ 
dagegen fehlt. Somit ist im Ergebnis – trotz des Widerspruchs zum Sinn und Zweck der Norm – die Möglichkeit 
zur Anwendung der Konzernklausel in solchen Fällen zu verneinen, in denen mehr als eine Person oder Gesell-
schaft an der Spitze des Beteiligungserwerbs steht, da der Beachtung des eindeutigen Wortlauts zunächst Vor-
zug zu geben ist vor einer eigenen teleologischen Interpretation93. Dennoch sollte für die Zukunft im Zuge eines 
BMF-Schreibens oder gar einer Gesetzesänderung – beispielsweise wie in Satz 3 zum Erwerberbegriff – klarge-
stellt werden, welche Auslegung maßgeblich ist. Denn diese spielt für verschiedene Sachverhalte eine entschei-
dende Rolle, wie im Laufe der Arbeit noch deutlich werden wird. 
Im Zuge der eben aus der Gesetzesbegründung zitierten Phrase eröffnet sich eine weitere zu diskutierende For-
mulierung im Zusammenhang mit dem Begriff „dieselbe Person“: Bei Umgliederungen eines Konzerns, an de-
ren „Spitze“ eine einzelne Person oder Gesellschaft steht, soll die Konzernklausel Anwendung finden. Es stellt 
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 So auch Franz, BB 2010, 991, 999; Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 72; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633; ähnlich Bien/Wagner, BB 2010, 923, 
926. 
91 Vgl. dazu Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 78; Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1199. Letztere diskutieren zudem die Auswirkung einer Mitarbeiter-
beteiligung an den in der Anteilsübertragung involvierten Rechtsträgern. 
92 BT-Drucks. 17/15, 19. 





sich die Frage, warum der Gesetzgeber hier über den Gesetzeswortlaut hinaus dahingehend die Einschränkung 
trifft, dass unter „dieselbe Person“ die „Spitze“ des gesamten Konzerngebildes zu verstehen ist, damit die Kon-
zernklausel greift. Eine Antwort ist weder in der Gesetzesbegründung selbst, noch aus dem Telos der Norm 
heraus zu erkennen. Im Gesetzeswortlaut selbst ist keine derartige Einschränkung vorgenommen worden. Der 
Begriff „Spitze“ ist folglich in der Weise auszulegen, als dass damit nicht zwingend die oberste Person oder 
Gesellschaft eines Konzerns gemeint sein muss. Vielmehr sollte es für die Qualifizierung als „Spitze“ und damit 
als „dieselbe Person“ ausreichend sein, dass bei einer Person oder Gesellschaft als nächster gemeinsamer mit-
telbarer oder unmittelbarer Anteilseigner die Beteiligungsidentität an den im Beteiligungserwerb involvierten 
Rechtsträgern vorliegt. Dabei spielt die Stelle innerhalb der Konzernstruktur keine Rolle, sie muss lediglich 
oberhalb der an der Übertragung beteiligten Parteien liegen. Somit ist die Ansicht der Gesetzesbegründung ab-
zulehnen94 und eine Teilkonzernbetrachtung95 vorzunehmen. 
c) Der Beteiligungsbegriff 
Für die Anwendung der Konzernklausel muss eine 100-prozentige Beteiligung sowohl am übertragenden als 
auch übernehmenden Rechtsträger bestehen. Bereits im Zuge der Diskussion dieser Begrifflichkeiten ergab sich 
eine beispielhafte Konstellation mit einer GmbH & Co. KG, bei der die Frage, auf welche Art von Beteiligung 
sich die Konzernklausel bezieht, entscheidend ist. Diese soll an dieser Stelle wieder aufgegriffen werden: Es 
existiere ein im Beteiligungserwerb einer Verlustgesellschaft involvierter Rechtsträger in Form einer Komman-
ditgesellschaft, an deren Vermögen ein Kommanditist zu 100 Prozent beteiligt ist. Dieser Kommanditist ist zu-
gleich der alleine Anteilseigner der anderen Partei des Beteiligungserwerbs. Der Komplementär verfügt über 
keine vermögensmäßige Beteiligung an der Kommanditgesellschaft und ist eine konzernfremde GmbH, an der 
der Kommanditist nicht mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist. Die letzte Voraussetzung ist insofern relevant, 
als mit einer 100-prozentigen Beteiligung des Kommanditisten an der Komplementär-GmbH die Konzernklau-
sel sowieso greifen würde, denn damit wäre der Kommanditist als „dieselbe Person“ zu 100 Prozent am über-
nehmenden und übertragenden Rechtsträger unmittelbar bzw. mittelbar beteiligt. Ist dies aber nicht der Fall, so 
muss geklärt werden, ob die Beteiligung des Komplementärs bereits schädlich ist, da – wie im vorigen Kapitel 
festgestellt – zwei Personen bzw. Gesellschaften, hier Kommanditist und Komplementär, nicht als „dieselbe 
Person“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG zusammenzufassen sind. 
Zunächst könnte man davon ausgehen, dass der Beteiligungsbegriff in der Konzernklausel entsprechend Satz 1 
auszulegen ist. Darunter würden das gezeichnete Kapital, Mitgliedschaftsrechte, Beteiligungsrechte und Stimm-
rechte fallen. Folgt man dieser Auslegung, so ist die Konsequenz für den beschriebenen Erwerbsvorgang die 
Qualifizierung als schädlicher Beteiligungserwerb und somit der (anteilige) Verlustuntergang nach § 8c Abs. 1 
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Satz 1 bzw. Satz 2 KStG. Dieses Ergebnis wird allerdings der Zielsetzung des Gesetzgebers, Verlustverschie-
bungen auf Dritte zu verhindern, nicht gerecht. Da die Komplementär-GmbH über keine Beteiligung am Ver-
mögen der Kommanditgesellschaft verfügt, können Verluste weder auf noch von ihr weg verschoben werden – 
je nachdem ob die Kommanditgesellschaft übernehmend oder übertragend ist. Demnach kann die Komplemen-
tär-GmbH von einer Anteilsübertragung nicht profitieren, die Verlustvorträge bleiben im Konzern. Die Kom-
manditgesellschaft bleibt an der Verlustgesellschaft mittelbar im selben Umfang wie vor der Übertragung betei-
ligt. Folglich kann eine Person oder Gesellschaft, die nicht am Kapital bzw. Vermögen beteiligt ist, sondern 
beispielsweise wie hier nur unternehmerisch, nicht im Sinne der Konzernklausel „beteiligt“ und dadurch Hin-
dernis für die Begünstigung sein. Dabei kann die Person oder Gesellschaft auch konzernfremd sein. Im Ergebnis 
ist lediglich die Kommanditgesellschaft „dieselbe Person“, die nach der Konzernklausel zu 100 Prozent an über-
tragenden und übernehmenden Rechtsträger beteiligt ist. Somit gehen die Verlustvorträge der Verlustgesell-
schaft nicht unter96. Andere Arten der Beteiligung wie Bezugsrechte, die stille Beteiligung, Genussrechte, eine 
Unterbeteiligung, kapitalersetzende Gesellschafterdarlehen oder verdecktes Nennkapital sind dagegen nicht als 
Beteiligung i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG zu verstehen97.  
Aufgrund mangelnder Einschränkung durch den Gesetzgeber ist davon auszugehen, dass sowohl eine mittelbare 
als auch eine unmittelbare 100-Prozent-Beteiligung zur Anwendung der Konzernklausel berechtigt, ebenso wie 
eine Kombination beider98. 
d) Der dreistufige Aufbau 
Betrachtet man den Wortlaut des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG genauer, wird man feststellen, dass der Gesetzgeber – 
bewusst oder unbewusst – einen (mindestens) dreistufigen Aufbau für die Anwendung der Konzernklausel vo-
raussetzt99: Zunächst existiert auf der dritten Beteiligungsstufe eine Verlustgesellschaft, die Gegenstand des 
Beteiligungserwerbs ist. Auf der nächsten Stufe muss ein übertragender Rechtsträger die Anteile an dieser Ver-
lustgesellschaft halten und sie im Rahmen des Beteiligungserwerbs veräußern bzw. übertragen. Ein überneh-
mender Rechtsträger erwirbt bzw. erhält diese Anteile. Eine „Person“ i.S.d. Satz 5 wiederum steht über diesen 
beiden Rechtsträgern, da sie zu 100 Prozent an ihnen mittelbar oder unmittelbar beteiligt sein muss. Demnach 
sind lediglich Anteilsübertragungen auf der dritten Beteiligungsstufe unschädlich. Findet ein Beteiligungser-
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98 Vgl. dazu Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 51; Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 72. 





werb auf der darüber liegenden Stufe oder an der Spitze des Konzerns statt, ist dieser dem Wortlaut der Norm 
zufolge weiterhin als schädlich anzusehen100. 
In der Gesetzesbegründung dagegen findet das Erfordernis eines solchen dreistufigen Aufbaus keine explizite 
Erwähnung: So sollen jedwede Umgliederungen vom Verlustuntergang nach Satz 1 bzw. Satz 2 ausgenommen 
werden, die innerhalb eines Konzerns, an deren Spitze zu 100 Prozent eine Person oder Gesellschaft steht, voll-
zogen werden. Weitere Voraussetzungen bezüglich der Konzernstruktur sind an dieser Stelle nicht zu finden101. 
Auch aufgrund der fehlenden Erwähnung in der Gesetzesbegründung ist es meines Erachtens keine bewusste 
Zielsetzung des Gesetzgebers, einschränkend eine Struktur mit drei Stufen für den Beteiligungserwerb vorzuge-
ben, die für eine Anwendung der Konzernklausel zwingend ist. Eine analoge Anwendung von Satz 5 entgegen 
dem Wortlaut ist vor dem Hintergrund des Gesetzeszwecks sinnvoll102, sollte allerdings durch eine Klarstellung 
bzw. Erweiterung der Regelung seitens der Finanzverwaltung gestützt werden103. Eine teleologische Auslegung 
ohne diese ist zwar sachgerecht, aber riskant im Falle eines Rechtsstreits. Die Gegner einer solchen Auslegung 
könnten mit der diesbezüglich recht eindeutigen Formulierung der Konzernklausel, die kaum einen Spielraum 
zulässt, argumentieren.  
Im Folgenden wird anhand verschiedener Erwerbskonstellationen deutlich werden, dass Strukturen existieren, 
die aufgrund des fehlenden dreistufigen Aufbaus beim Beteiligungserwerb nicht unter die Begünstigung durch 
die Konzernklausel fallen. Die Anteilsübertragungen werden nicht auf der dritten Beteiligungsstufe stattfinden, 
allerdings auch keine Verschiebung von Verlusten auf Dritte verursachen. Somit gehen Verlustvorträge unter, 
wenngleich sie den Zielsetzungen des Gesetzgebers entsprechend erhalten bleiben sollten. Im Ergebnis wird 
sich zeigen, dass der Wortlaut vor dem Hintergrund des Sinn und Zwecks der Regelung zu eng gefasst ist und 
Änderungsbedarf besteht104. 
aa) Erwerbsvorgänge mit Beteiligung der Konzernspitze 
Überträgt die Konzernobergesellschaft eine Verlustgesellschaft auf einen Rechtsträger, an dem sie selbst zu 100 
Prozent beteiligt ist, so kann ein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 KStG vor-
liegen, da die Anteilsübertragung nicht auf der dritten Beteiligungsstufe stattfindet. Entscheidend ist, wie viele 
Anteilseigner die Konzernobergesellschaft wiederum hat. Handelt es sich um einen einzelnen Anteilseigner, so 
ist dieser am übertragenden Rechtsträger unmittelbar und am übernehmenden Rechtsträger mittelbar zu 100 
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Prozent beteiligt. Die Tatbestandsvoraussetzungen der Konzernklausel sind erfüllt und die Verlustvorträge blei-
ben erhalten.  
Häufig jedoch ist eine Konzernobergesellschaft in der Praxis im Streubesitz. Nun sei sie dementsprechend eine 
börsennotierte Publikumsgesellschaft mit und übertragender Rechtsträger.  Nach der in dieser Arbeit zuvor ge-
troffenen Auslegung sind mehrere Personen oder Gesellschaften nicht zusammengefasst als „dieselbe Person“ 
i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG zulässig105. Somit können die Aktionäre, auch wenn sie zusammengerechnet 100 
Prozent der Anteile halten, die Voraussetzungen der Konzernklausel nicht erfüllen. Die Folge daraus ist ein 
schädlicher Beteiligungserwerb mit einem (anteiligen) Untergang der Verlustvorträge106. Hier zeigt sich deut-
lich, dass zwar eine Umstrukturierung innerhalb eines Konzerns, an deren Spitze eine einzelne Gesellschaft 
steht, stattgefunden hat, jedoch die Konzernklausel entgegen der Zielsetzung des Gesetzgebers nicht greift. Für 
den Fall, dass die Konzernspitze übernehmender anstatt übertragender Rechtsträger ist, ergeben sich analog 
dazu dieselben Schlussfolgerungen. Steht an der Spitze des Konzerns eine natürliche Person, die Anteile an der 
Verlustgesellschaft überträgt oder erhält, ergibt sich im Ergebnis ebenfalls ein schädlicher Beteiligungserwerb. 
Eine natürliche Person kommt nicht als übertragender oder übernehmender Rechtsträger im Rahmen der Kon-
zernklausel in Frage, da an ihr keine Beteiligung bestehen kann. Somit gehen auch hier sämtliche Verlustvorträ-
ge (anteilig) unter107. 
Die Verkürzung der Beteiligungskette innerhalb eines Konzerns durch eine entsprechende Abwärtsverschmel-
zung kann ebenso eine Beteiligung der Konzernspitze am Vorgang bewirken, da die Transaktion nicht vollstän-
dig auf der dritten Beteiligungsstufe stattfindet: Wird beispielsweise in einer vierstufigen Beteiligungskette eine 
Gesellschaft, die von der Konzernmutter in Form einer börsennotierten Publikumsgesellschaft gehalten wird, 
abwärts auf ihre Tochtergesellschaft verschmolzen, die wiederum Anteile an einer Verlustgesellschaft hält, so 
liegt ein schädlicher Beteiligungserwerb vor. Die Konzernklausel greift in diesem Fall allerdings nicht, da über-
nehmender Rechtsträger die Konzernmutter ist. An dieser kann nicht eine Person zu 100 Prozent beteiligt sein. 
Das Ergebnis gleicht dem der vorigen Konstellationen, denn auch hier ist die Übertragung nicht auf der dritten 
Beteiligungsebene vollzogen worden: Der Verlustuntergang kann nicht durch die Konzernklausel verhindert 
werden108. Unter bestimmten Bedingungen stellt eine Aufwärtsverschmelzung jedoch eine Ausnahme dar. Die 
Problematik von Verschmelzungen innerhalb eines Konzerns wird allerdings an späterer Stelle ausführlicher 
behandelt109. 
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108 Vgl. dazu Bien/Wagner, BB 2010, 923, 931; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 10; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2634. 





bb) Problematik eines zweistufigen Aufbaus 
Dass Beteiligungserwerbe oberhalb der dritten Beteiligungsstufe unweigerlich schädlich i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 
1 und 4 KStG sind und nicht durch die Konzernklausel begünstigt werden, trifft insbesondere kleinere und mit-
telständische Unternehmen110. Gerade diese weisen zumeist nicht den geforderten dreistufigen Aufbau auf. In 
der Regel besitzen sie einen zweistufigen Aufbau, in der eine einzelne Konzernobergesellschaft an mehreren 
Tochtergesellschaften unmittelbar beteiligt ist. Somit ist im Falle einer Anteilsübertragung der Untergang von 
Verlustvorträgen unausweichlich, wenn an der Konzernobergesellschaft mehr als eine Person beteiligt ist. Wer-
den Anteile einer unmittelbaren Tochtergesellschaft, die Verlustvorträge aufweist, auf eine andere übertragen 
oder wird sie auf eine andere verschmolzen111, so ist die Konzernobergesellschaft in jedem Falle übertragender 
Rechtsträger. Wenn diese darüber hinaus von mindestens zwei Anteilseignern gehalten wird, so sind an ihr und 
dem übernehmenden Rechtsträger nicht dieselbe Person i.S.d. des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG beteiligt, sodass eine 
Anwendung der Konzernklausel nicht möglich ist. Die Verlustvorträge werden (anteilig) nach Satz 1 bzw. Satz 
2 untergehen. 
Infolge des Erfordernisses eines (mindestens) dreistufigen Aufbaus durch den Gesetzeswortlaut können vor 
allem konzerninterne Umstrukturierungen in kleineren und mittelständischen Unternehmen nicht von der Be-
günstigung der Konzernklausel profitieren112, auch wenn eine einzelne Gesellschaft an der Spitze des Konzerns 
steht. Daher stellt dies meines Erachtens mangels sachlichen Grunds einen Verstoß gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG dar, da zwar keine direkte, aber eine indirekte Benachteiligung vorliegt113. 
cc) Gestaltungsmöglichkeit durch Zwischenerwerb 
Sollte keine Änderung oder Klarstellung seitens des Gesetzgebers erfolgen, so muss nach einer Gestaltung ge-
sucht werden, um konzerninterne Umgliederungen in Unternehmen mit einer zweistufigen Struktur von der 
Schädlichkeit i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 KStG auszunehmen. Möglich ist beispielsweise das Ausnut-
zen der Diskrepanz zwischen der Tauglichkeit einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft als „Erwer-
ber“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 3 KStG und als „Rechtsträger“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG. Während eine 
vermögensverwaltende Personengesellschaft der Finanzverwaltung zufolge bei einem Erwerb einer anteiligen 
Anrechnung nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO unterliegt114, kommt sie als „Rechtsträger“ im Sinne der Konzernklau-
sel selbst in Frage115. In der Praxis kommt für die Gestaltung beispielsweise eine Kommanditgesellschaft in 
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Frage, die weder gewerblich geprägt noch gewerblich tätig ist und folglich keine ertragsteuerliche Mitunter-
nehmerschaft darstellt.  
Ist nun eine Konzernobergesellschaft im Streubesitz und im einfachsten Fall an einer solchen Kommanditgesell-
schaft, einer Verlustgesellschaft und einer weiteren Tochtergesellschaft unmittelbar beteiligt, so kann durch 
einen Zwischenerwerb eine unschädliche konzerninterne Umstrukturierung vorgenommen werden. Zur Vermei-
dung einer gewerblichen Prägung i.S.d. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG ist es erforderlich, dass die Konzernobergesell-
schaft als Kommanditist zu 100 Prozent vermögensmäßig an der Kommanditgesellschaft beteiligt ist und zu-
gleich zur Geschäftsführung befugt ist116. Ziel soll nun die Verlängerung der Beteiligungskette sein, indem die 
Anteile an der Verlustgesellschaft auf die Tochtergesellschaft übertragen werden. Würde dies ohne Gestaltung 
erfolgen, so wäre die Konzernmutter übertragender Rechtsträger, wodurch die von der Konzernklausel geforder-
te 100%-Beteiligung durch dieselbe Person nicht gegeben wäre117. Überträgt die Konzernmutter allerdings die 
Anteile an der Verlustgesellschaft zunächst auf die Kommanditgesellschaft, so findet kein schädlicher Beteili-
gungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 3 KStG statt. Die Konzernmutter ist auch Erwerber der Anteile, denn 
diese werden ihr nun weiterhin nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO zugerechnet, somit hat keine Übertragung i.S.d. § 8c 
Abs. Satz 1 bis 3 KStG stattgefunden. Darauffolgend kann die Beteiligung an der Verlustgesellschaft auf die 
Tochtergesellschaft übertragen werden, wobei die Konzernmutter dann als „dieselbe Person“ sowohl an der 
übertragenden (Kommanditgesellschaft) als auch am übernehmenden Rechtsträger (Tochtergesellschaft) zu 100 
Prozent beteiligt ist. Entscheidend ist hier vor allem, dass der Komplementär der Kommanditgesellschaft keine 
vermögensmäßige Beteiligung hält und somit nicht als „Störfaktor“ für die 100-Prozent-Beteiligung der Kon-
zernmutter zu bewerten ist118. Dadurch greift die Konzernklausel und es liegt kein schädlicher Beteiligungser-
werb vor. Der umgekehrte Vorgang – eine Verkürzung der Beteiligungskette – kann durch eine analoge Gestal-
tung ebenfalls von der Schädlichkeit ausgenommen werden119. 
e) Das „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ der 100-Prozent-Beteiligung 
aa) Geringfügige Beteiligung eines Dritten 
Der Gesetzgeber setzt für die Anwendbarkeit der Konzernklausel eine 100-Prozent-Beteiligung derselben Per-
son an den im Beteiligungserwerb involvierten Rechtsträgern voraus. Durch eine noch so geringe Beteiligung 
einer anderen Person oder Gesellschaft ist der Wortlaut nicht mehr erfüllt. Sind beispielsweise bei der Übertra-
gung einer Verlustgesellschaft nur ein Prozent der Anteile entweder am übertragenden oder übernehmenden 
Rechtsträger im Besitz eines Dritten, so gehen die nicht genutzten Verluste vollständig unter. Zwar ist die Klas-
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sifizierung als schädlicher Beteiligungserwerb zunächst als sachgerecht anzusehen, da es zu einer Verlustver-
schiebung auf den Dritten kommt, allerdings ist das „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ der Konzernklausel zu kritisie-
ren120. Aufgrund der geringen Verlustverschiebung (von nur einem Prozent in diesem Beispiel) sollte es bei 
derart geringen Beteiligungen von Außenstehenden – wenn überhaupt – auch nur insoweit zu einem quotalen 
Verlustuntergang kommen121. Sinnvoller ist meines Erachtens eine Änderung des Wortlauts, mit der eine gewis-
se Toleranz bezüglich der Beteiligung eingeführt wird – denn einen Auslegungsspielraum lässt die eindeutige 
Formulierung des aktuellen Wortlauts und die explizite Ablehnung der Beteiligung außenstehender Dritter in 
der Gesetzesbegründung nicht zu122. Dazu werden in der Literatur hauptsächlich zwei verschiedene Vorschläge 
angeführt, um die Konzernklausel hinsichtlich des Erfordernisses der 100-Prozent-Beteiligung zu entschärfen: 
Der erste Vorschlag greift dabei auf das Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) zurück. Nach § 1 Abs. 2a, 3 sowie 
§ 6a GrEStG liegt bei einer Vereinigung von 95 Prozent der Anteile eine Konzentration in einer Hand vor. Die-
sen Leitgedanken solle der Gesetzgeber auch beim § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG übernehmen und somit eine Tole-
ranz von fünf Prozent gewähren, zu denen ein Dritter beteiligt sein darf, ohne dass die Anwendung der Kon-
zernklausel versagt bleibt. Die erforderliche Beteiligung solle somit von 100 auf nur noch 95 Prozentpunkte 
herabgesenkt werden, damit wirtschaftlich sinnvolle konzerninterne Umgliederungen nicht durch Minderheits-
beteiligungen verhindert werden. Dafür spräche ebenso die ebenfalls durch das Wachstumsbeschleunigungsge-
setz eingeführte „Konzernklausel“ § 6a GrEStG123, die eine grunderwerbsteuerliche Vergünstigung bei Um-
strukturierungen im Konzern in Verbindung mit § 1 Abs. 2a, 3 GrEStG und damit den maßgeblichen 95 Prozent 
vorsieht124. 
In einem anderen Vorschlag dagegen wird sich direkt auf § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG bezogen. Demnach liegt ein 
schädlicher Beteiligungserwerb erst vor, wenn mehr als 25 Prozent der Anteile übertragen werden. Folglich 
schließe der Gesetzgeber aus, dass bei einer Übertragung von bis zu 25 Prozent der Anteile – und somit auch 
von 25 Prozent der nicht genutzten Verluste – überhaupt ein missbräuchlicher Verlusthandel stattgefunden hat. 
Somit sei es widersprüchlich, dass eine Beteiligung eines Dritten am übertragenden oder am übernehmenden 
Rechtsträger von nur beispielsweise einem Prozent dagegen ein vollständiger Verlustuntergang und damit die 
Klassifizierung als schädlicher Beteiligungserwerb erfolgt. In diesem Zahlenbeispiel wird letztendlich nur ein 
Prozent der nicht genutzten Verluste auf einen Dritten verschoben, der Logik des Satz 1 zufolge sollte somit 
                                                     
 
120 Vgl. Orth, Ubg 2010, 169, 175; ähnlich Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 59. 
121 So auch Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2634. 
122 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
123 Vgl. BGBl. I 2009, 3954. 







kein schädlicher Beteiligungserwerb vorliegen. Daher sei anstatt der 100-Prozent-Beteiligung eine 75-Prozent-
Beteiligung als Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Konzernklausel anzusetzen125. 
Meines Erachtens ist, sofern eine derartige Änderung vorgenommen werden soll, dem letztgenannten Vorschlag 
zu folgen. Zwar ist die Analogie zur Grunderwerbsteuer durchaus plausibel, dennoch ist der Bezug zum § 8c 
Abs. 1 Satz 1 KStG dem vorzuziehen, da eine durch die Zugehörigkeit zur gleichen Gesetzesnorm eine engere 
Verbindung insbesondere hinsichtlich der Zielsetzungen des Gesetzgebers vorliegt. Vor allem spricht der er-
wähnte Widerspruch in der Klassifizierung eines schädlichen Beteiligungserwerbs hinsichtlich des Umfangs der 
Verlustverschiebung innerhalb des § 8c KStG zwischen Satz 1 und Satz 5 dafür. Sollte keine Änderung des 
Wortlauts folgen, so besteht nach §§ 327a ff. AktG die Möglichkeit eines „Squeeze Out“, bei der ein Hauptakti-
onär einer AG oder KGaA mit einer 95-prozentigen Beteiligung gegen eine Barabfindung die Übertragung der 
übrigen Anteile durch Beschluss der Hauptversammlung herbeiführen kann126. 
bb) Quotale Beteiligungsidentität bei Überträger und Übernehmer 
In einem vorigen Kapitel dieser Arbeit wurde bereits die Auffassung, dass eine Personengruppe nicht als „die-
selbe Person“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG zu verstehen ist, ausführlich begründet. Eine Auslegung entgegen 
des Wortlauts der Rechtsnorm und der dazugehörigen Gesetzesbegründung wurde abgelehnt. Dennoch wurde 
betont, dass ein Ausschluss von der Begünstigung der Konzernklausel im Falle der Beteiligung einer Personen-
gruppe nicht dem Sinn und Zweck der Norm entspricht127. Dieses Szenario wird im Folgenden noch einmal 
aufgegriffen und diesmal aus Perspektive des Erfordernisses der 100-Prozent-Beteiligung untersucht. 
Es seien bei einer konzerninternen Übertragung der gesamten Anteile an einer Verlustgesellschaft zwei Perso-
nen oder Gesellschaften jeweils im gleichen Umfang sowohl am übertragenden als auch am übernehmenden 
Rechtsträger beteiligt, folglich herrscht vor und nach der Transaktion eine quotale Beteiligungsidentität. 
Gleichwohl eine Verschiebung von Verlusten, die laut Gesetzesbegründung verhindert werden soll, ausge-
schlossen ist, greift die Konzernklausel hier nicht, da keine 100-Prozent-Beteiligung durch „dieselbe Person“ 
besteht. Es liegt ein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG vor und die nicht genutzten 
Verluste gehen dementsprechend vollständig unter. Dieses Ergebnis steht im Widerspruch zum Ziel des Gesetz-
gebers, sämtliche konzerninterne Umstrukturierungen zu begünstigen, bei der keine Verlustverschiebung auf 
Dritte stattfindet. Ein Grund für eine Benachteiligung bei einer quotalen Beteiligungsidentität ist nicht ersicht-
                                                     
 
125 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 72; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 10; ähnlich Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 50. 
126 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 996. 





lich. Vielmehr werden auch hier wieder wirtschaftlich sinnvolle Umgliederungen innerhalb von Konzernen 
verhindert, obwohl ein Missbrauch bezüglich der Verlustvorträge nicht möglich ist128. 
Der Gesetzgeber sollte meines Erachtens an dieser Stelle eine Nachbesserung vornehmen, um dem Gesetzes-
zweck gerecht zu werden. Sachgerecht wäre eine Begünstigung sämtlicher Anteilsübertragungen durch die 
Konzernklausel, bei denen sich die Beteiligungsstruktur nicht ändert129. Somit würde sich auch die Diskussion 
über die Auslegung des Begriffs „dieselbe Person“ zumindest in diesem Fall erübrigen130. 
cc) Addition von Beteiligungen 
Bisher wurden relativ einfache Beteiligungsstrukturen untersucht, in denen eine meist unmittelbare 100-
Prozent-Beteiligung am übertragenden und am übernehmenden Rechtsträger bestand. Nicht selten sind Konzer-
ne allerdings komplizierter ausgestaltet, indem Anteile an Tochtergesellschaften auf unterschiedlichen Stufen 
unter verschiedenen Beteiligungsquoten aufgeteilt werden oder mittelbare mit unmittelbaren Beteiligungen 
kombiniert werden. Derartige Konstellationen sind hier in Hinsicht auf die Anwendbarkeit der Konzernklausel 
zu überprüfen. 
Eine Konzernmutter ist beispielsweise zu 100 Prozent an zwei Tochtergesellschaften T1-GmbH und T2-GmbH 
unmittelbar beteiligt. Die T1-GmbH und T2-GmbH wiederum sind zu 60 bzw. 40 Prozent unmittelbar am über-
tragenden Rechtsträger A-GmbH beteiligt sowie zu 80 bzw. 20 Prozent am übernehmenden Rechtsträger B-
GmbH. In diesem Fall ist der Umfang der Beteiligung der Konzernmutter an der A-GmbH bzw. der B-GmbH 
mittels einer multiplikativen Verknüpfung und anschließender Addition zu bestimmen. Somit beträgt die durch-
gerechnete Beteiligungsquote an der A-GmbH über die T1-GmbH (100% × 60%) = 60% und über die T2-
GmbH (100% × 40%) = 40%. Zusammengerechnet ergeben sich die notwendigen 100 Prozent. Dementspre-
chend beträgt die Beteiligung an der B-GmbH ebenso (100% × 80%) + (100% × 20%) = 100%. Im Ergebnis ist 
die Konzernklausel anwendbar, die nicht genutzten Verluste gehen nicht unter. Folglich kann mangels Ein-
schränkung des Gesetzgebers die vorausgesetzte 100-Prozent-Beteiligung auch über mehrere Beteiligungssträn-
ge erreicht werden131. 
Nun wird das Beispiel dahingehend erweitert, dass die Konzernmutter selbst 10 Prozent der Anteile am übertra-
genden Rechtsträger A-GmbH hält, während die Beteiligung von der T1-GmbH entsprechend nur noch 50 Pro-
zentpunkte beträgt. Die mittelbare und die unmittelbare Beteiligung sind hier zu addieren, da auch der Wortlaut 
sowohl in Satz 1 als auch Satz 5 beide Formen gleichstellt und somit kein Grund für eine andersartige Behand-
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 Ebenso Franz, BB 2010, 991, 999; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2634; kritisch auch Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2629. 
129 So auch Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2634; ähnlich Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 59. 
130 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.b). 
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lung ersichtlich ist132. Daher beträgt die Beteiligungsquote der Konzernmutter an der A-GmbH 10% + (100% × 
50%) + (100% × 40%) = 100%. Auch in diesem Fall greift die Konzernklausel und verhindert den Verlustunter-
gang133. 
dd) Maßgeblicher Zeitpunkt und Haltefrist 
Unklar ist, in welchem Zeitraum oder zu welchem Zeitpunkt die 100-Prozent-Beteiligung bestehen muss. Im 
Wortlaut des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG selbst fehlt es an einer Vorgabe seitens des Gesetzgebers. Somit kommen 
drei denkbare Anknüpfungspunkte in Frage: der Zeitpunkt des Beteiligungserwerbs, der Zeitraum des eventuel-
len Untergangs der nicht genutzten Verluste oder Zeitraum der angestrebten Verlustverrechnung. Gegen die 
beiden letztgenannten und für die erste Möglichkeit spricht der Wortlaut der Konzernklausel, der sich auf den 
schädlichen Beteiligungserwerb selbst bezieht. Ist nun der Zeitpunkt des schädlichen Beteiligungserwerbs maß-
geblich, so ist nach Auffassung der Finanzverwaltung dieser anhand des Übergangs des wirtschaftlichen Eigen-
tums zu bestimmen. Die steuerliche Rückwirkung nach § 2 UmwStG findet dabei keine Anwendung134. Im Fall 
eines gestreckten Erwerbs sollte – unter Berücksichtigung des Ziels der Unterbindung von Verlustverschiebun-
gen – weder nur auf den Zeitpunkt des ersten noch auf den des eine Schädlichkeit i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 und 2 
KStG auslösenden Beteiligungserwerbs abgestellt werden, sondern jede zugehörige Transaktion betrachtet wer-
den135. 
Weiterhin existiert für die erforderliche 100-Prozent-Beteiligung keine Haltefrist. Der Fünf-Jahres-Zeitraum des 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG ist an dieser Stelle nicht anzuwenden. Somit ist es ausreichend, wenn die 100-Prozent-
Beteiligung exakt im Moment des schädlichen Beteiligungserwerbs besteht, sie kann dem Wortlaut zufolge 
danach entfallen und muss zuvor auch nicht bestanden haben. Angesichts der Zielsetzung des Gesetzgebers, die 
Verlustverschiebung auf Dritte zu verhindern, wäre die Einführung von Vor- und/oder Nachhaltefristen sinn-
voll, wie in § 6a Abs. 2, 3 GrEStG in der Fassung des Entwurfs des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes136 oder 
im nicht Kraft getretenen § 8c Abs. 2 Satz 2 KStG137 angedacht. Ohne die Einführung solcher Fristen könnte zu 
missbräuchlichen Zwecken die 100-Prozent-Beteiligung vor dem Beteiligungserwerb geschaffen werden und 
direkt danach wieder aufgeteilt werden, sodass der Zweck des § 8c KStG verfehlt wäre. Für den Fall, dass die 
100-Prozent-Beteiligung genau im Zeitpunkt eines schädlichen Beteiligungserwerbs entsteht oder entfällt – 
beispielsweise durch Verschmelzung, wodurch der Übertrager im gleichen Moment erlischt – sollte die Kon-
                                                     
 
132 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 995; im Ergebnis ebenso Bien/Wagner, BB 2010, 923, 925. 
133 Für die Abbildung des Fallbeispiels im Organigramm siehe unten Kap. C.III., Beispiel 1, Variante F. 
134 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1437, Rdnr. 15. 
135 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 996. 
136 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 8. 





zernklausel ebenso anwendbar sein. Ansonsten würden wirtschaftlich sinnvolle Umstrukturierungen innerhalb 
eines Konzerns, die der Gesetzgeber grundsätzlich begünstigen möchte, benachteiligt bzw. behindert werden138. 
f) Konzerninterne Umstrukturierungen durch Verschmelzungen 
Verschmelzungen spielen besonders bei konzerninternen Umstrukturierungen eine wichtige Rolle. Daher wer-
den im nächsten Schritt die Anwendbarkeit des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG bei Auf- und Abwärtsverschmelzungen 
untersucht. 
aa) Aufwärtsverschmelzung 
Da die Folgen von Aufwärtsverschmelzungen in einer dreistufigen Beteiligungskette bereits erläutert wurden139, 
wird hier eine linienförmige vierstufige betrachtet. Eine Konzernmutter M-AG im Streubesitz hält sämtliche 
Anteile der Tochtergesellschaft T1-GmbH. Diese ist an der in der Struktur darunterliegenden T2-GmbH zu 100 
Prozent beteiligt, die wiederum im Besitz aller Anteile an einer Verlustgesellschaft ist140. Wird nun die T2-
GmbH aufwärts auf T1-GmbH verschmolzen, so greift die Konzernklausel. Die Konzernmutter ist sowohl am 
übernehmenden (T1-GmbH) als auch am übertragenden Rechtsträger (T2-GmbH) jeweils zu 100 Prozent unmit-
telbar bzw. mittelbar beteiligt. Ein schädlicher Beteiligungserwerb liegt allerdings vor, wenn die T1-GmbH auf 
die Konzernmutter verschmolzen wird141. In diesem Fall ist nicht dieselbe Person zu 100 Prozent beteiligt, da 
sich die übernehmende M-AG im Besitz mehrerer Anteilseigner befindet. Dieses Ergebnis ist nicht sachgerecht, 
da keine Verlustverschiebung stattfindet. Wird dagegen die Verlustgesellschaft selbst auf die T1-GmbH, die T2-
GmbH oder gar die Konzernobergesellschaft M-AG verschmolzen, so hat die mögliche Anwendung der Kon-
zernklausel keine Bedeutung. Nach § 12 Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 Satz 2 UmwStG gehen sämtliche Verlustvor-
träge des übertragenden Rechtsträgers im Fall einer Verschmelzung nicht auf den übernehmenden Rechtsträger 
über und sind somit unbrauchbar. Dies zeigt, dass es im Umwandlungssteuerrecht an einer Konzernklausel fehlt, 
da jede konzerninterne Verschmelzung einer Verlustgesellschaft auf eine andere Gesellschaft den Verlustunter-
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 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 996, der auch die Problematik bei mehreren Restrukturierungsschritten aufgreift und Lösungsvorschläge diesbezüglich 
anführt. 
139 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.d)aa). 
140 Das Organigramm dazu ist als Beispiel 5, Variante A in Kap. B.V. zu finden.  
141 Das Organigramm dazu ist als Beispiel 5, Variante B in Kap. B.V. zu finden. 








Ausgehend vom eingeführten Beispiel lösen Abwärtsverschmelzungen aufgrund der Konzernklausel keinen 
schädlichen Beteiligungserwerb aus, da in jedem Fall die Muttergesellschaft als „dieselbe Person“ zu 100 Pro-
zent an den involvierten Rechtsträgern beteiligt ist. Nur falls die Muttergesellschaft selbst abwärts verschmolzen 
wird, greift der § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG nicht, da sie im Streubesitz ist. Problematisch wird es allerdings, wenn 
die T1-GmbH abwärts auf die T2-GmbH verschmolzen wird. Letztere ist zunächst nach UmwG und UmwStG 
übernehmender Rechtsträger des Vermögens der T1-GmbH. Jedoch ist die umwandlungssteuerliche Auslegung 
für die Konzernklausel nicht relevant, da hier die Übernahme der Anteile und nicht des Vermögens maßgeblich 
ist143. Durch die Abwärtsverschmelzung erlischt die T1-GmbH und ihre mittelbare Beteiligung an der Verlust-
gesellschaft fällt damit der M-AG zu. Die T2-GmbH hält ohnehin unmittelbar die Anteile an der Verlustgesell-
schaft. Somit ist die M-AG der übernehmende Rechtsträger bezüglich der mittelbaren Beteiligung, ist zugleich 
aber im Streubesitz. Infolgedessen geht der Verlust vollständig unter, da die Konzernklausel nicht greift144. An-
ders sieht es aus, wenn die T2-GmbH aufwärts auf die T1-GmbH verschmolzen wird. Nun ist die T1-GmbH 
übernehmend, wodurch der § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG wiederum anwendbar ist, da an ihr wie auch am Übertrager 
(T2-GmbH) die M-AG zu 100 Prozent beteiligt ist. Dass die Verschmelzungsrichtung hier ein Kriterium für die 
Anwendbarkeit der Konzernklausel darstellt, ist mit den Zielsetzungen des Gesetzgebers ist nicht vereinbar145.  
Steht an der Konzernspitze nicht nur die M-AG, sondern zusätzlich eine weitere Gesellschaft M2-AG und er-
folgt nun eine Abwärtsverschmelzung der T2-GmbH auf die Verlustgesellschaft, so ist die T1-GmbH ist über-
nehmend. An ihr sind allerdings die M-AG und die M2-AG beteiligt, folglich greift die Konzernklausel auch 
hier nicht146. Im Unterschied zum vorigen Fall würde jedoch bei einer Aufwärtsverschmelzung ebenfalls ein 
schädlicher Beteiligungserwerb vorliegen. 
g) Die Problematik des gestreckten Erwerbs 
Für die Schädlichkeit i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bzw. 2 KStG ist das erstmalige Überschreiten der Schwellenwerte 
von 25 bzw. 50 Prozent maßgeblich. Bei sogenannten gestreckten Erwerben, die Anteilsübertragung in mehre-
ren Schritten, liegt dann ein schädlicher Beteiligungserwerb vor, wenn auf unschädliche Erwerbe innerhalb von 
fünf Jahren ein weiterer folgt, durch den nach Zusammenrechnen aller Erwerbsvorgänge insgesamt mehr als 25 
bzw. 50 Prozent der Anteile an einer Zielgesellschaft übertragen wurden. Dabei ist es unerheblich, ob die letzte 
Transaktion für sich isoliert gesehen vom Umfang her unschädlich ist147. 
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In Bezug auf die Konzernklausel, die eine Schädlichkeit nach Satz 1 bis 4 verhindert, ist allerdings mangels 
eindeutiger Formulierung im Gesetzwortlaut nicht klar, ob nur der für das Überschreiten der Schwellenwerte 
ursächliche Erwerb als schädlicher Beteiligungserwerb zu klassifizieren ist, oder jeder Erwerb einschließlich des 
ursächlichen. Dies ist insofern relevant, als bei der ersten Variante die Beteiligungserwerbe, die der für die 
Schädlichkeit ursächlichen Transaktion vorangingen, trotz Anwendung der Konzernklausel weiterhin für den § 
8c KStG als „Zählerwerbe“148 beachtlich sind. Dadurch könnten diese zusammengerechnet mit weiteren Zäh-
lerwerben erneut einen schädlichen Beteiligungserwerb auslösen. Dieses Ergebnis kann nicht in der Absicht des 
Gesetzgebers liegen, daher ist die zweite Variante zu bevorzugen, in der sämtliche dem schädlichen Beteili-
gungserwerb zugehörige Erwerbe von der Konzernklausel begünstigt werden und somit danach unbeachtlich für 
eine weitere Anwendung von § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG sind149. 
Zu klären ist bei dieser Auslegungsvariante allerdings, wie von der Konzernklausel begünstigte Erwerbsvorgän-
ge in Kombination mit nicht begünstigten Erwerben Dritter zu behandeln sind, wenn dem addierten Umfang der 
Anteilsübertragung nach ein schädlicher Beteiligungserwerb vorliegt. Am folgenden Gedankenspiel150 soll die 
Problematik aufgezeigt werden: Eine konzernzugehörige Gesellschaft und ein außenstehender Dritter sind an 
einer Verlustgesellschaft beteiligt. Werden von jener konzernzugehörigen Gesellschaft Anteile an der Verlust-
gesellschaft in einem schädlichen Umfang an übernehmenden Rechtsträger im Konzern übertragen, so liegt 
unter Annahme der Anwendbarkeit der Konzernklausel kein schädlicher Beteiligungserwerb vor. Anschließend 
erwirbt derselbe übernehmende Rechtsträger innerhalb von fünf Jahren weitere Anteile an der Verlustgesell-
schaft vom konzernfremden Dritten. Zusammengerechnet mit der ersten Transaktion führt dies dem Umfang 
nach insgesamt zu einem schädlichen Beteiligungserwerb. Dieser zweite Erwerbsvorgang soll dabei allerdings 
isoliert für sich unschädlich sein. Folgt man dem Grundsatz der Addition der Prozentsätze, so ist eine Anwen-
dung der Konzernklausel nicht möglich, da die für den schädlichen Beteiligungserwerb ursächliche Übertragung 
nicht innerhalb des Konzerns stattgefunden hat. Berücksichtigt man allerdings den Zweck des § 8c Abs. 1 Satz 5 
KStG, konzerninterne Umstrukturierungen zu begünstigen, so sollte folgerichtig der erste Erwerbsvorgang für 
die Bewertung ignoriert werden151. Somit wäre lediglich die zweite Transaktion auf Anwendbarkeit der Kon-
zernklausel zu überprüfen, wobei jene für sich allein aufgrund des geringen Umfangs nicht schädlich i.S.d. § 8c 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 KStG ist. Diese Auslegung verhindert zudem, dass die Reihenfolge der Anteilsübertragun-
gen über die Schädlichkeit bestimmt. Würde zunächst die Übertragung durch den konzernfremden Dritten erfol-
gen und dann erst der Beteiligungserwerb innerhalb des Konzerns, dann würde dem Wortlaut nach die Kon-
zernklausel greifen. Auch für den in der Konstellation abgeänderten Fall, dass ein solcher gestreckter Erwerb 
durch einen Erwerberkreis, bestehend aus einem konzernzugehörigen sowie einem konzernfremden Rechtsträ-
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ger, und einen konzernzugehörigen übertragenden Rechtsträger durchgeführt wird, ist diese Auslegung analog 
anzuwenden152. 
Findet ein gestreckter Erwerb innerhalb eines Konzerns über die Jahre 2009 und 2010 hinweg statt, sodass die 
für eine schädlichen Beteiligungserwerb ursächliche Anteilsübertragung erst 2010 vollzogen wird, so greift 
dennoch die Konzernklausel – obgleich ihre Anwendung nach § 34 Abs. 7b Satz 2 KStG für Beteiligungserwer-
be nach dem 31.12.2009 vorgesehen ist. Abgestellt wird meines Erachtens der Gesetzesbegründung zufolge auf 
den die Schädlichkeit verursachenden Erwerb153: „Tatbestandlich erfasst diese Neuregelung alle Anteilsüber-
tragungen nach dem 31. Dezember 2009, die dazu führen, dass eine der Grenzen des § 8c Absatz 1 Satz 2 oder 
2 KStG überschritten wird (schädlicher Beteiligungserwerb).“154. 
2. „Stille Reserven-Escape“-Klausel 
 
a)  Voraussetzungen und Funktionsweise 
Eine weitere Möglichkeit, um Verlustvorträge vor dem Untergang zu bewahren, wurde mit der „Stille Reserve-
Escape“-Klausel geschaffen, sofern die Konzernklausel nicht greift. Im Gegensatz zu dieser wird nicht ein 
schädlicher Beteiligungserwerb als unschädlich klassifiziert – Satz 6 schränkt vielmehr den Umfang des Ver-
lustuntergangs ein. Mithin wird nicht der Tatbestand an sich rückgängig gemacht, sondern lediglich die Rechts-
                                                     
 
152 Vgl. dazu Bien/Wagner, BB 2010, 923, 928 f. 
153 Ebenso Franz, BB 2010, 991, 1000. 
154 BT-Drucks. 17/15, 19 f. 
§ 8c Abs. 1 Satz 6 bis 8 KStG –  „Stille Reserve-Escape“-Klausel 
[…] 
6Ein nicht abziehbarer nicht genutzter Verlust kann abweichend von Satz 1 und Satz 2 
abgezogen werden, soweit er bei einem schädlichen Beteiligungserwerb im Sinne des 
Satzes 1 die anteiligen und bei einem schädlichen Beteiligungserwerb im Sinne des 
Satzes 2 die gesamten, zum Zeitpunkt des schädlichen Beteiligungserwerbs vorhande-
nen stillen Reserven des inländischen Betriebsvermögens der Körperschaft nicht 
übersteigt. 7Stille Reserven im Sinne des Satzes 6 sind der Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem anteiligen oder bei einem schädlichen Beteiligungserwerb im Sinne des 
Satzes 2 dem gesamten in der steuerlichen Gewinnermittlung ausgewiesenen Eigen-
kapital und dem auf dieses Eigenkapital jeweils entfallenden gemeinen Wert der Antei-
le an der Körperschaft, soweit diese im Inland steuerpflichtig sind. 8Bei der Ermittlung 
der stillen Reserven ist nur das Betriebsvermögen zu berücksichtigen, das der Körper-
schaft ohne steuerrechtliche Rückwirkung, insbesondere ohne Anwendung des § 2 






folge des § 8c Abs. 1 Satz 1 und 2 KStG155. Voraussetzung für die Anwendung dieser Verschonungsregel ist das 
Vorhandensein von „nicht genutzten Verlusten“, die bereits in Satz 1 legaldefiniert wurden. Dies können neben 
Verlustvorträgen156 der Finanzverwaltung zufolge auch laufende Verluste bis zum Zeitpunkt des Beteiligungs-
erwerbs sein157. Sie müssen „nicht abziehbar“ sein, folglich aufgrund eines schädlichen Beteiligungserwerbs im 
Sinne von Satz 1 und 2 vom Untergang bedroht und nicht von der Konzernklausel in Satz 5 begünstigt. Durch 
die „Stille Reserve-Escape“-Klausel werden die nicht abziehbaren nicht genutzten Verluste nun in einer be-
stimmten Höhe verschont, wobei der darüber hinausgehende Betrag dennoch anteilig bzw. vollständig unter-
geht. Die Bestimmung der Verschonungshöhe erfolgt in Verbindung mit der Systematik von § 8c Abs. 1 Satz 1 
und 2 KStG und ist infolgedessen entsprechend des Tatbestands in zwei mögliche Fälle abzugrenzen: 
Werden mehr als 25 Prozent der Anteile an einer Körperschaft übertragen, so liegt nach Satz 1 zunächst ein 
schädlicher Beteiligungserwerb vor, bei dem die nicht genutzten Verluste anteilig untergehen. Nach Satz 6 kön-
nen diese nun unbeachtlich der Rechtsfolge von Satz 1 in Höhe der anteiligen stillen Reserven des inländischen 
Betriebsvermögens der Körperschaft, die zum Zeitpunkt der Übertragung vorhanden waren, dennoch abgezogen 
werden. Beträgt folglich der Umfang einer Anteilsübertragung 30 Prozent, so sind entsprechend ebenso 30 Pro-
zent der genannten stillen Reserven für die Verschonungshöhe zu veranschlagen. Dagegen sind bei einem 
schädlichen Beteiligungserwerb von mehr als 50 Prozent nach Satz 2, dessen Rechtsfolge ein vollständiger Ver-
lustuntergang ist, die nicht genutzten Verluste in Höhe der gesamten stillen Reserven des inländischen Betriebs-
vermögens der Körperschaft, die zum Zeitpunkt des Erwerbs vorhanden sind. Auch wenn beispielsweise nur 70 
Prozent der Anteile übertragen werden, so sind dem Gesetzeswortlaut nach dennoch sämtliche stille Reserven 
für die Berechnung der Verschonungshöhe einzubeziehen. 
b)  Ermittlung der stillen Reserven 
Nach § 8c Abs. 1 Satz 7 KStG sind die für Zwecke der „Stille Reserven-Escape“-Klausel qualifizierten stillen 
Reserven zu ermitteln, indem das steuerliche Eigenkapital158 der zu übertragenden Körperschaft dem auf dieses 
Eigenkapital jeweils entfallenden gemeinen Wert der Anteile an dieser Körperschaft gegenübergestellt wird. 
Der Unterschiedsbetrag daraus entspricht dem Umfang der Verschonung. Auch hier unterscheidet der Gesetz-
geber zwischen zwei möglichen Fällen: Liegt ein schädlicher Beteiligungserwerb von mehr als 25 Prozent i.S.d. 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG vor, so sind lediglich das auf die erworbenen Anteile entfallende steuerliche Eigenka-
pital sowie der gemeine Wert der erworbenen Anteile für die Berechnung heranzuziehen. Beträgt der Umfang 
der Anteilsübertragung beispielsweise 30 Prozent, sind folglich nur 30 Prozent des Eigenkapitals und der ge-
                                                     
 
155 Vgl. Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 75; Rödder, Ubg 2010, 162, 164. 
156 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 2. 
157 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 31. 
158 Zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 2010 hat der Bundesrat auf Empfehlung seiner Ausschüsse einer Beschränkung auf positives Eigenkapital in 
Satz 7 zugestimmt. (vgl. BR-Drucks. 318/10, 57 f.; zur derzeit bestehenden Möglichkeit der Verlustnutzung bei negativem Eigenkapital siehe auch 







meine Wert von 30 Prozent der Anteile für die Ermittlung beachtlich. Ist dagegen ein schädlicher Beteiligungs-
erwerb von mehr als 50 Prozent i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG vollzogen worden, so sind das gesamte steuerli-
che Eigenkapital und der gemeine Wert sämtlicher Anteile maßgeblich159. 
Dabei ist das relevante Eigenkapital gemäß steuerlicher Gewinnermittlung der Steuerbilanz nach § 60 Abs. 2 
Satz 2 EStDV der Körperschaft zu entnehmen160 oder alternativ – da kein Zwang zur Erstellung einer eigenstän-
digen Steuerbilanz besteht – aus der Handelsbilanz, durch Zusätze oder Anmerkungen den steuerlichen Vor-
schriften angepasst, abzuleiten161. Im Fall eines unterjährigen Beteiligungserwerbs ist dies allerdings nicht mög-
lich, da die Ermittlung des steuerlichen Eigenkapitals erst zum Ende eines jeden Geschäfts- bzw. Wirtschafts-
jahres erfolgt. Somit liegt eine zeitanteilige Zurechnung nahe162, wie es die Finanzverwaltung bereits in Verbin-
dung mit der Bestimmung der für § 8c KStG maßgeblichen Verluste bei unterjährigen Beteiligungserwerben 
vorgesehen hat163. Damit ist unter Einbeziehung der letzten Steuerbilanz der Körperschaft auf die Ermittlung 
eines fortgeführten Eigenkapitals zurückzugreifen. Durch Heranziehen des steuerbilanziellen Eigenkapitals des 
vorangegangen Wirtschaftsjahres in Kombination mit der zeitanteiligen Hinzurechnung des steuerlichen Ge-
winns bzw. des zeitanteiligen Abziehens des steuerlichen Verlustes des laufenden Wirtschaftsjahres kann ein 
solches fiktives Eigenkapital berechnet werden, das als Grundlage für die Ermittlung der stillen Reserven 
dient164. 
Der gemeine Wert der Anteile entspricht der Gesetzesbegründung zufolge bei einem entgeltlichen Beteiligungs-
erwerb dem für die Anteile gezahlten Entgelt. Erfolgt eine Transaktion in einem Umfang von weniger als 100 
Prozent, aber mehr als 50 Prozent, so ist nach § 8c Abs. 1 Satz 7 KStG dennoch der gemeine Wert aller Anteile 
maßgeblich. Dieser kann dann an dieser Stelle aus dem gezahlten Entgelt entsprechend auf 100 Prozent hochge-
rechnet werden165. Findet jedoch ein unentgeltlicher Beteiligungserwerb statt, wie beispielsweise eine Anteils-
übertragung im Rahmen einer konzerninternen Umstrukturierung oder eine Übertragung einzelner Mitglied-
schafts- oder Beteiligungsrechte, so ist eine Ableitung aus dem Entgelt nicht möglich166. In solchen Fällen 
„muss bzw. kann“ dem Gesetzgeber nach167 eine Unternehmensbewertung durchgeführt werden, um den gemei-
nen Wert zu ermitteln. Dazu ist keine konkrete Methode vorgeschrieben, wodurch je nach Bewertungsmethode 
                                                     
 
159 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
160 Vgl. Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2631; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 13; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61; Sistermann/Brinkmann, DStR 
2009, 2633, 2336; Wittkowski/Hielscher, DB 2010, 11, 16. 
161 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 75. 
162 Vgl. dazu Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1202. 
163 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, 1438, Rdnr. 32. 
164 Ebenso Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2631; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 13; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636. 
165 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
166 Dies betrifft ebenso „vergleichbare Sachverhalte“ i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG wie Stimmrechtsvereinbarungen (vgl. dazu BMF-Schreiben vom 
04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 7). Kritisch bezüglich des Abstellen auf den gemeinen Wert des konkreten Er-
werbsgegenstandes bei nicht „mit allen Rechten ausgestatteten Anteilen“ sind Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61. 





unterschiedliche Ergebnisse entstehen könnten168. Eine solche Unternehmensbewertung ist ein nicht unbeträcht-
licher Kostenfaktor für den Erwerber. Überdies fehlt es diesbezüglich an Rechtssicherheit, wodurch ein gewis-
ses Streitpotential mit der Finanzverwaltung vorhanden ist. Durch spätere Betriebsprüfungen, bei denen Ertrags-
lage der Körperschaft in einer weitaus besseren Informationslage untersucht werden können, werden eventuell 
entsprechende Anpassungen im Nachhinein notwendig sein169. Inwieweit die stillen Reserven einen Geschäfts- 
oder Firmenwert beinhalten, lässt sich mangels näherer Definition dieser nicht sicher beantworten. In der Litera-
tur wird teilweise die Meinung vertreten170, stille Reserven würden einen Geschäfts- und Firmenwert und imma-
terielle Wirtschaftsgüter umfassen. Da jedoch die Beweislast bezüglich der stillen Reserven beim Steuerpflich-
tigen liegt, erweist sich insbesondere die Bestimmung von stillen Reserven bei immateriellen Wirtschaftsgütern 
als problematisch171. 
c)  Ausschluss nicht im Inland steuerpflichtiger stiller Reserven 
Für die Berechnung des Verschonungspotentials relevant sind allerdings nach § 8c Abs. 1 Satz 7 KStG nur stil-
len Reserven, „soweit diese im Inland steuerpflichtig sind“. Ausgeschlossen sind folglich sämtliche stille Reser-
ven in Wirtschaftsgütern, die von der Besteuerung in Deutschland ausgenommen sind.  
Verfügt beispielsweise eine inländische Körperschaft über ausländisches Immobilienvermögen, das mit stillen 
Reserven behaftet ist, so sind diese für die Ermittlung der qualifizierten stillen Reserven der „Stille Reserven-
Escape“-Klausel nicht mit einzubeziehen, sofern der aus der Veräußerung der Immobilien entstehende Ertrag 
nicht der Besteuerung in Deutschland unterliegt. Ist die inländische Körperschaft dagegen im Besitz einer aus-
ländischen Betriebsstätte mit stillen Reserven, ist zunächst zu überprüfen, ob eine inländische Besteuerung vor-
liegt. Dazu sind prinzipiell bei Steuersubjekten, die körperschaftsteuerpflicht sind, § 1 Abs. 2 bzw. § 2 KStG 
i.V.m. § 49 EStG und die entsprechenden Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) heranzuziehen172. Besteht kein 
DBA, so sind die stillen Reserven der ausländischen Betriebsstätte im Inland vollständig steuerpflichtig und 
folglich für die Ermittlung beachtlich. Gleiches gilt für den Fall, wenn zwar ein DBA vorliegt, jedoch durch 
dieses eine Anrechnungsmethode anzuwenden ist. Ist in der DBA allerdings die Freistellungsmethode verankert, 
um eine Doppelbesteuerung zu verhindern, sind die stillen Reserven nicht im Inland steuerpflichtig und mithin 
in der Berechnung auszuschließen173. Dieses Ergebnis ist mit der Überlegung vereinbar, dass stille Reserven für 
die Verschonung nur dann relevant sein sollten, wenn die Gewinne der ausländischen Betriebsstätte der Besteu-
                                                     
 
168 Vgl. Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 28. Anders dagegen Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636, die eine Korrespondenz von 
§ 11 Abs. 2 BewG mit der Gesetzesbegründung zur Bestimmung des gemeinen Wertes feststellen. Danach sei der gemeine Wert, sofern er nicht aus 
dem Entgelt abgeleitet werden kann, einer Methode nach zu ermitteln, die die Anforderungen des § 11 Abs. 2 BewG erfüllt. Näheres dazu ist an ge-
nannter Stelle ihres Aufsatzes zu finden. 
169 Vgl. Wittkowski/Hielscher, DB 2010, 11, 16; ähnlich Neyer, BB 2010, 1055, 1058; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61; Sistermann/Brinkmann, 
DStR 2009, 2633, 2636. 
170 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 739 f., m.w.N; Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1202. 
171 Vgl. Cortez/Brucker, BB 2010, 734, 740. 
172 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 75. 







erung in Deutschland unterliegen und – unbeachtlich des § 2a EStG – ihre Verluste Bestandteil des zu verscho-
nenden Verlustvortrags sind174. 
Betrachtet man den Satz 6 ein wenig genauer, so wird man feststellen, dass schon dort die Einschränkung auf 
stille Reserven „des inländischen Betriebsvermögens“ im Wortlaut getroffen wird. Es mag zunächst der Ein-
druck entstehen, die darauffolgende Definition in Satz 7 der „stillen Reserven im Sinne des Satzes 6“ und die 
damit verbundene Voraussetzung der Steuerpflicht im Inland seien sinngemäß deckungsgleich mit der Ein-
schränkung in Satz 6. Der Begriff „inländisches Betriebsvermögen“ wird in Verbindung mit dem § 8c KStG 
allerdings nicht näher definiert. Übernimmt man diesbezüglich die Definition aus dem Erbschaftsteuerrecht, 
dann ist „inländisches Betriebsvermögen“ ein solches Betriebsvermögen, das einer inländischen Betriebsstätte 
einer Körperschaft zuzuordnen ist. Folgt man dieser Auffassung, so wären selbst ohne ein DBA oder mit einer 
DBA, die eine Anrechnungsmethode vorsieht, stille Reserven von Auslandsbetriebsstätten nicht in die Ermitt-
lung der Verschonungshöhe mit einzubeziehen, da sie gemäß erbschaftsteuerlicher Definition in ausländischem 
Betriebsvermögen ruhen. Lediglich ein ausländisches Grundstück ohne eine Auslandsbetriebsstätte wäre bei-
spielsweise dem inländischen Betriebsvermögen der Körperschaft zuzurechnen175. 
Diesem Ergebnis ist meines Erachtens nicht zuzustimmen, insbesondere vor dem Hintergrund der Intention der 
„Stille Reserve-Escape“-Klausel. Die stillen Reserven einer ausländischen Betriebsstätte stellen kein unrecht-
mäßiges zusätzliches Verrechnungspotential dar, sofern die Gewinne dieser Betriebsstätte zuvor der inländi-
schen Besteuerung unterlagen und ihre Verluste in die Verlustvorträge der inländischen Körperschaft mit einge-
flossen sind. Insbesondere die in den Verlustvorträgen abgebildeten Aufwendungen sind in einem ursächlichen 
Zusammenhang mit zukünftigen Gewinnerwartungen zu sehen. Die stillen Reserven einer ausländischen Be-
triebsstätte können zudem alternativ vor dem Beteiligungserwerb realisiert werden und auf diese Weise mit 
steuerlichen Verlusten der inländischen Körperschaft verrechnet werden. Auch aus europarechtlicher Perspekti-
ve erweist sich ein Ausschluss solcher stillen Reserven als problematisch176.  
Die Ausschüsse des Bundesrats haben in ihrem Empfehlungsschreiben zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 
2010 die Problematik erkannt und eine Alternativformulierung vorgeschlagen, in der ausschließlich auf die in-
ländische Steuerpflicht abgestellt wird. Damit soll ebenso ausländisches Betriebsvermögen berücksichtigt wer-
den können, sofern es der Besteuerung durch die Bundesrepublik Deutschland unterliegt. In seiner 873. Sitzung 
am 9. Juli 2010 hat der Bundesrat diesem Vorschlag letztendlich zugestimmt und die Prüfung einer solchen 
Änderung im weiteren Gesetzgebungsverfahren empfohlen177. 
                                                     
 
174 Vgl. Wittkowski / Hielscher, DB 2010, 11, 16. 
175 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 14; im Ergebnis ebenso Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 60. 
176 Vgl. Wittkowski/Hielscher, DB 2010, 8, 14; kritisch ebenso Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1202; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 
28; Scheunemann/Dennisen, BB 2009, 2564, 2565. 





d) Stille Reserven aus Beteiligungen im Sinne des § 8b Abs. 2 KStG 
Ausweislich der Gesetzesbegründung178 werden aufgrund der Beschränkung auf die im Falle einer Realisierung 
im Inland steuerpflichtigen stillen Reserven vor allem stille Reserven aus Beteiligungsbesitz bei der Berechnung 
des Verschonungspotentials abzuziehen sein. Die Erträge aus der Veräußerung von Anteilen sind gemäß § 8b 
Abs. 2 KStG nicht dem Einkommen eines Steuerpflichtigen zuzurechnen und erfüllen folglich nicht die Voraus-
setzung des § 8c Abs. 1 Satz 7 KStG. Jedoch existieren diesbezüglich auch Ausnahmen: Gewinne beispielswei-
se aus Veräußerung von Beteiligungen, die von Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstituten im Handelsbuch 
gehalten werden, oder andere Fälle des § 8b Abs. 7 oder Abs. 8 KStG unterliegen wiederum vollständig der 
inländischen Steuerpflicht. Darin ruhende stille Reserven sind somit im Zuge der Ermittlung der Verschonungs-
höhe zu berücksichtigen179. 
Bezogen auf den vollständigen Ausschluss der stillen Reserven aus Beteiligungen i.S.d. § 8b Abs. 2 KStG ist 
jedoch ein Einwand vorzubringen: Nach § 8b Abs. 3 KStG sind bei Gewinnen i.S.d. § 8b Abs. 2 KStG fünf 
Prozent als nicht abziehbare Betriebsausgaben zu klassifizieren. Im Ergebnis sind damit lediglich 95 Prozent der 
Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen an Körperschaften von der Besteuerung befreit, die besagten fünf Pro-
zent dagegen nicht. Folglich sollten zumindest diese für die Berechnung der qualifizierten stillen Reserven zum 
Zwecke der Verlustverschonung herangezogen werden dürfen180. 
e) Unzulässigkeit der steuerlichen Rückwirkung 
Nach § 8c Abs. 1 Satz 8 KStG ist bei der Ermittlung der stillen Reserven, in deren Höhe die nicht abziehbaren 
nicht genutzten Verluste gemäß Satz 6 vom Untergang verschont werden können, ausschließlich jenes Betriebs-
vermögen zu berücksichtigen, das der zu übertragenden Körperschaft ohne steuerrechtliche Rückwirkung - vor 
allem ohne Anwendung des § 2 Abs. 1 UmwStG – zuzuordnen ist. 
 
                                                     
 
178 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
179 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 75; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636. 
180 Ebenso Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2631; Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1202; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 28; Schnei-
der/Roderburg, FR 2010, 58, 60; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636; zurückhaltender Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 82. 
§ 2 Abs. 1 UmwStG – Steuerliche Rückwirkung  
 
(1) 1Das Einkommen und das Vermögen der übertragenden Körperschaft sowie der 
Übernehmerin sind so zu ermitteln, als ob das Vermögen der Körperschaft mit Ablauf 
des Stichtages der Bilanz, die dem Vermögensübergang zugrunde liegt (steuerlicher 
Übertragungsstichtag), ganz oder teilweise auf die Übernehmerin übergegangen wäre. 








Der Satz 8 wurde im Rahmen der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses vom 2. Dezember 2009181 als 
Ergänzung der Fassung im Gesetzesentwurf182 des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes in den § 8c Abs. 1 
KStG aufgenommen. Er diene der „Verhinderung steuerlicher Gestaltungen durch rückwirkende Umwandlun-
gen zur Berücksichtigung stiller Reserven beim schädlichen Beteiligungserwerb“183. Damit soll sichergestellt 
werden, dass nur solche Wirtschaftsgüter im für die Ermittlung der stillen Reserven wesentlichen Betriebsver-
mögen enthalten sind, die diesem auch zum Zeitpunkt des schädlichen Beteiligungserwerbs tatsächlich zuzu-
rechnen sind. Vermieden werden soll folglich der Einfluss bilanzieller Zuordnungen von Betriebsvermögen – 
beispielsweise durch Umwandlungen – auf das Verschonungspotential184. 
Wäre diese Regelung nicht eingeführt worden, so könnte durch eine nachträgliche Gestaltung die Höhe der Ver-
lustverschonung durch die „Stille Reserve-Escape“-Klausel zum Vorteil des übernehmenden Rechtsträgers ver-
ändert werden: Eine Zielgesellschaft, die zugleich eine mit stillen Reserven behaftete Beteiligung an einer Toch-
tergesellschaft hält, ist Gegenstand eines schädlichen Beteiligungserwerbs. Durch die Steuerbefreiung von Ge-
winnen aus einer Veräußerung der Anteile an der Tochtergesellschaft nach § 8b Abs. 2 KStG sind die stillen 
Reserven aus der Beteiligung bei der Ermittlung der Verschonungshöhe auszuschließen185. Nun könnte ohne 
Satz 8 der übernehmende Rechtsträger eine Verschmelzung der Tochtergesellschaft auf die Zielgesellschaft 
veranlassen, wobei der Zeitpunkt der Verschmelzung mit steuerlicher Rückwirkung vor den schädlichen Betei-
ligungserwerb gesetzt wird. Auf diese Weise würden nun in der Bilanz der Zielgesellschaft steuerbefreite stille 
Reserven in Form der Beteiligung durch steuerpflichtige stille Reserven ersetzt werden. Diese ruhen in den 
Wirtschaftsgütern, die zuvor im Besitz der Tochtergesellschaft waren und nun dem Betriebsvermögen der Ziel-
gesellschaft zugerechnet werden. Das Verschonungspotential würde folglich erhöht werden186. 
Eine in der Praxis mögliche gesetzeskonforme Gestaltung ist dagegen eine Zuführung stiller Reserven vor dem 
schädlichen Beteiligungserwerb. Ist eine Anteilsübertragung im schädlichen Umfang bereits im Voraus geplant, 
so könnte die Tochtergesellschaft bereits vorher auf die Zielgesellschaft verschmolzen werden, um so die für 
Zwecke des § 8c Abs. 1 Satz 6 KStG die Höhe der stillen Reserven zu erhöhen. Sowohl bei konzerninternen 
Übertragungen als auch beim Erwerb durch Dritte ist dies in Hinsicht auf den Verlusterhalt ein sinnvolles steu-
erplanerisches Instrument187. 
                                                     
 
181 Vgl. BT-Drucks. 17/138, 6. 
182 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 6. 
183 Vgl. BT-Drucks. 17/138, 2. 
184 Vgl. BT-Drucks. 17/147, 9. 
185 Vgl. dazu oben Kap. C.II.2.d). 
186 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 14. 





f) Erwerb von mehrstufigen Beteiligungen 
Werden Anteile an einer Konzernobergesellschaft mit einer mehrstufigen Beteiligungsstruktur übertragen, kann 
dieser Vorgang auf Ebene jeder einzelnen nachgeordneten Gesellschaft des Konzerns – sofern nicht genutzte 
Verluste vorhanden sind – einen mittelbaren schädlichen Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bzw. 2 
KStG auslösen. Dies kann mithin für die nachgeordneten Gesellschaften den Untergang ihrer nicht genutzten 
Verluste bedeuten. In der Gesetzesbegründung ist für die in einem solchen Fall erforderliche mehrstufige Er-
mittlung der stillen Reserven eine Einschränkung zu finden, die nicht im Gesetzeswortlaut zu finden ist: Die 
Summe der in den untergeordneten Unternehmen ermittelten stillen Reserven dürfe demnach die im Kaufpreis 
bzw. im Unternehmenswert der erworbenen Gesellschaft enthaltenen stillen Reserven nicht übersteigen188. Dar-
über hinausgehende stille Reserven der untergeordneten Gesellschaften können folglich für die Berechnung der 
Verschonungshöhe nicht berücksichtigt werden189. Verfügt eine erworbene Konzernobergesellschaft – bei-
spielsweise eine Holdinggesellschaft – dagegen über keine stillen Reserven, während ihre Tochtergesellschaften 
sowohl eigene stillen Reserven als auch Verlustvorträge aufweisen, so gehen letztere der Gesetzesbegründung 
zufolge vollständig unter, ohne dass sie in Höhe der eigenen stillen Reserven verschont werden können190.  
Dies ist weder mit dem Wortlaut, noch mit dem Sinn und Zweck191 der „Stille Reserve-Escape“-Klausel zu ver-
einbaren, denn § 8c Abs. 1 Satz 6  KStG nach sollen Körperschaften nicht abziehbare nicht genutzte Verluste 
vom Untergang verschonen können, insoweit sie selbst über stille Reserven verfügen. Würde dagegen eine der 
Tochtergesellschaften isoliert für sich erworben werden, so könnten wiederum die Verluste in Höhe ihrer stillen 
Reserven verschont werden – einem solch unterschiedlichen Ergebnis fehlt die sachliche Begründung192. Über-
dies ist Satz 1 und 2 entsprechend die Schädlichkeit eines Beteiligungserwerbs – und somit der Verlustunter-
gang – auf der Ebene einer jeden Gesellschaft zu bewerten. Demzufolge sollte auch die Ermittlung der stillen 
Reserven im Rahmen der Verschonungsregelung jeweils auf Ebene der untergeordneten Gesellschaften erfol-
gen193, denn im Gesetzeswortlaut selbst ist keine gegenteilige Regelung zu finden. Eine entsprechende Anwei-
sung durch die Finanzverwaltung wäre dennoch wünschenswert. Ansonsten würden insbesondere beim Erwerb 
eines ausländischen Unternehmens mit deutschen Tochtergesellschaften, die wiederum Verlustvorträge aufwei-
sen, Anwendungsprobleme entstehen194. 
                                                     
 
188 Vgl. BT-Drucks. 17/15, 19. 
189 Vgl. dazu mit ausführlichem Rechenbeispiel Wittkowski/Hielscher, DB 2010, 11, 17. 
190 Vgl. dazu mit Zahlenbeispiel Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15. 
191 Vgl. dazu oben Kap. C.I. 
192 So auch Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1204. 
193 Ebenso Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1204; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61; Sistermann/Brinkmann, 
DStR 2009, 2633, 2636; vgl. ferner Eisgruber/Schaden, Ubg, 73, 83, die den Erwerb eines Konzerns diskutieren, der insgesamt über steuerpflichtige 
stille Reserven verfügt, die die Verlustvorträge sämtlicher Konzerngesellschaften übersteigen, wobei allerdings nicht alle Verlustgesellschaften sepa-
rat für sich betrachtet über hinreichend stille Reserven verfügen. 







Nachfolgend wird die Problematik des Erwerbs von mehrstufigen Beteiligungen in Form von Organschaften 
und Gesellschaften mit nachgeordneten Personengesellschaften untersucht. 
aa) Organschaften 
Aufgrund der Freistellung von Erträgen aus Beteiligungen an Körperschaften und Veräußerung dieser Beteili-
gungen nach § 8b KStG sind mit steuerlichen Organschaften i.S.d. § 14 KStG kombinierte Holdingstrukturen 
überaus häufig vorzufinden195. Zu diskutieren ist daher der Erwerb einer solchen Organschaft und die damit 
verbundene Behandlung der stillen Reserven der Organgesellschaft für Zwecke der „Stille Reserven-Escape“-
Klausel. 
Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG ist das Einkommen – sowohl positives als auch negatives – einer Organgesell-
schaft durch den Gewinnabführungsvertrag i.S.d. § 291 Abs. 1 AktG dem Organträger zuzurechnen. Folglich 
erhöhen sämtliche Gewinne der Organgesellschaft das Einkommen des Organträgers, während ihre Verluste es 
vermindern. Die Abzugsfähigkeit letzterer ist bei einer Übertragung von Anteilen am Organträger davon abhän-
gig, ob dabei ein schädlicher Beteiligungserwerb i.S.d. § 8c Abs. 1 bzw. 2 KStG vorliegt. Nun stellt sich die 
Frage, inwiefern die stillen Reserven der Organgesellschaft für die Ermittlung der Verschonungshöhe der „Stille 
Reserven-Escape“-Klausel berücksichtigt werden können.  
Diese sind auf zwei Ebenen innerhalb der Organschaft wiederzufinden: Zum einen wirken sie sich auf den Un-
ternehmenswert der Organgesellschaft aus und erhöhen durch Realisation deren Einkommen, das letztendlich 
durch den Gewinnabführungsvertrag dem Organträger zugerechnet wird. Zum anderen liegen sie auf Ebene des 
Organträgers im gemeinen Wert der Anteile an der Organgesellschaft. Werden die stillen Reserven durch Ver-
äußerung der Anteile realisiert, so haben sie nach § 8b Abs. 2 KStG keine Auswirkung auf das Einkommen des 
Organträgers196. Dadurch sind sie im Inland nicht steuerpflichtig und infolgedessen gemäß § 8c Abs. 1 Satz 7 
KStG nicht bei der Ermittlung der Verschonungshöhe mit einzubeziehen. Vor allem bei einer reinen Holdingge-
sellschaft als Organträger, die neben ihren Beteiligungen keine wesentlichen Wirtschaftsgüter und damit stille 
Reserven besitzt, ergibt sich diese Problematik197. Dies ist meines Erachtens nicht mit dem Sinn und Zweck der 
„Stille Reserve-Escape“-Klausel vereinbar und führt zu einer Benachteiligung von Organschaften. Denn die in 
den nicht genutzten Verlusten abgebildeten Aufwendungen der Organgesellschaft sind ursächlich für die stillen 
Reserven, während die nicht genutzten Verluste selbst vollständig dem Organträger anhaften198. Insbesondere ist 
anzuführen, dass durch eine Realisation vor dem Beteiligungserwerb die Nutzung der stillen Reserven für eine 
Verrechnung mit dem Einkommen bzw. den Verlusten der Organgesellschaft und folglich des Organträgers 
                                                     
 
195 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15. 
196 Vgl. Orth, Ubg 2010, 169, 177. 
197 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15. 





möglich gewesen wäre199. Mithin sollten die stillen Reserven einer Organgesellschaft für Zwecke der Verscho-
nungsregelung berücksichtigt werden200. Dies deckt sich zudem mit der Auffassung der Finanzverwaltung be-
züglich des Betriebsvermögenstests in der Vorgängerregelung zum Mantelkauf § 8 Abs. 4 KStG a.F.201. An-
sonsten würden beim Erwerb einer Holdinggesellschaft als Organträger, die selbst über keine steuerpflichtigen 
stillen Reserven verfügt, grundsätzlich sämtliche nicht genutzten Verluste ihrer Organgesellschaften nicht mehr 
abziehbar sein. Auch bei einer Beteiligung von weniger als 100 Prozent an der Organgesellschaft sollte der ge-
samte Umfang der stillen Reserven herangezogen werden dürfen, da trotzdessen sämtliche Verluste dem Organ-
träger zugerechnet werden202. Allerdings müsste in diesem Zusammenhang festgelegt werden, inwiefern und in 
welcher Frist eine Auflösung der Organschaft oder eine steuerfreie Veräußerung der Anteile an der Organgesell-
schaft nach dem Beteiligungserwerb eine rückwirkende Unzulässigkeit der Berücksichtigung der stillen Reser-
ven der Organgesellschaft verursacht203. 
Als Gestaltungsmaßnahme gegen die Benachteiligung der Organschaft wäre es sinnvoll, die Organgesellschaft 
vor dem Beteiligungserwerb auf den Organträger zu verschmelzen, um damit ihre stillen Reserven zu verlagern 
und somit für Zwecke der „Stille Reserve-Escape“-Klausel nutzbar zu machen. Zu beachten ist dabei lediglich, 
dass vororganschaftliche Verluste, die bis dahin nach § 15 Satz 1 Nr. 1 KStG nicht dem Einkommen des Organ-
trägers zugerechnet werden konnten, durch § 12 Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 Satz 2 UmwStG im Rahmen der Ver-
schmelzung untergehen204. 
bb) Nachgeordnete Personengesellschaften 
Für den Erwerb einer Körperschaft, die an einer Personengesellschaft beteiligt ist, sollten die für Organschaften 
getroffene Auffassung übernommen werden. Die Beteiligung an sich wird nicht als eigenes ertragsteuerliches 
Wirtschaftsgut gewertet205. Durch das Transparenzprinzip werden das Betriebsvermögen und somit auch die 
Verluste der nachgeordneten Personengesellschaft jeweils anteilig ihren Gesellschaftern – in diesem Fall unter 
anderem der Körperschaft – zugerechnet. Folglich sollten auch hier ihre stillen Reserven für die Ermittlung der 
                                                     
 
199 Vgl. Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 84. 
200 Im Ergebnis ebenso Bien/Wagner, BB 2009, 2627, 2631; Eisgruber/Schaden, Ubg 2010, 73, 84; Fey/Neyer, StuB 2010, 47, 53 f.; Frey/Mückl, 
GmbHR 2010, 71, 76; Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15; Scheunemann/ Dennisen/  
Behrens, BB 2010, 23, 28 f.; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636; Wittkowski/Hielscher, DB 
2010, 11, 18. 
201 Vgl. dazu BMF-Schreiben vom 16.04.1999 – IV C 6 – S 2745 – 12/99, BStBl. I 1999, 455, Rdnr. 9 (GmbHR 1999, 497); Frey/Mückl, GmbHR 2010, 
71, 76; Sistermann/Brinkmann, DStR 2009, 2633, 2636. 
202 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 76. 
203 Vgl. dazu Orth, Ubg 2010, 169, 177 f. 
204 Vgl. Scheipers/Linn, Ubg 2010, 8, 15; Schneider/Roderburg, FR 2010, 58, 61. 







Verschonungshöhe unter Beachtung des Zwecks der „Stille Reserve-Escape“-Klausel206 berücksichtigt werden 
dürfen207. 
Da jedoch bei der erworbenen Körperschaft lediglich eine anteilige Zurechnung der Verluste entsprechend des 
Umfangs der Beteiligung an der Personengesellschaft vorgenommen wird, sollte – analog zur Logik der Be-
gründung für die Zurechnung sämtlicher stiller Reserven der Organgesellschaften bei Organschaften – nur eine 
anteilige Berücksichtigung der stillen Reserven bei der Ermittlung der Verschonungshöhe erfolgen208. Auch dies 
korrespondiert mit der Auffassung der Finanzverwaltung bezüglich der Betriebsvermögenszuführung bei § 8c 
Abs. 4 KStG209. 
g) Verschonungsreihenfolge bei verschiedenen Verlustarten 
Nach § 8c Abs. 1 Satz 6 KStG kann ein nicht abziehbarer nicht genutzter Verlust im Falle eines schädlichen 
Beteiligungserwerbs in Höhe der stillen Reserven des inländischen Betriebsvermögens trotz Satz 1 und Satz 2 
abgezogen werden. Verluste zum Zwecke des § 8c KStG können der Finanzverwaltung zufolge solche nach §§ 
2a, 10d, 15 Abs. 4, 15a sowie 15b EStG sein210. Allerdings ist weder im Gesetzeswortlaut noch in der Gesetzes-
begründung ein Hinweis darauf zu finden, in welcher Reihenfolge welche Verlustarten verschont werden sollen. 
Unklar ist daher, ob laufende Verluste oder Verlustvorträge vorrangig der Anwendung der Verschonungsrege-
lung unterliegen. Mangels Vorgaben sollte dem Steuerpflichtigen folglich ein Wahlrecht eingeräumt werden, 
welche nicht abziehbaren nicht genutzten Verluste nach Satz 1 bzw. 2 untergehen und welche wiederum durch 
die „Stille Reserve-Escape“-Klausel verschont werden sollen211. Lediglich bezüglich der Priorität von Verlust-
vorträgen gegenüber Zinsvorträgen ist bemerkenswerterweise in § 8a Abs. 1 Satz 3 KStG eine Regelung zu 
finden: Demnach bleiben letztere bei einem schädlichen Beteiligungserwerb nur insoweit erhalten, als der Ver-
schonungsbetrag in Form von stillen Reserven i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 7 KStG die nicht genutzten Verluste über-
steigt.  
                                                     
 
206 Vgl. oben Kap. C.II.2.f)aa) für die ausführliche Begründung vor dem Hintergrund des Sinn und Zwecks der Verschonungsregelung. 
207 So auch Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 77; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 29. Erstere führen ergänzend an, dass dagegen für Zwecke 
der gewerbesteuerlichen nicht genutzten Verluste die stillen Reserven der Personengesellschaft nur bei dieser selbst und nicht bei der Obergesellschaft 
zu berücksichtigen seien. Die nicht genutzten Verluste  und damit auch die in diesen abgebildeten Aufwendungen seien gewerbesteuerlich nur auf 
Ebene der Personengesellschaft angefallen, nicht bei der Obergesellschaft. 
208
 Ebenso Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 77; Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 23, 29. 
209 Vgl. Frey/Mückl, GmbHR 2010, 71, 77; BMF-Schreiben vom 16.04.1999 – IV C 6 – S 2745 – 12/99, BStBl. I 1999, 455, Rdnr. 9 (GmbHR 1999, 
497). 
210 Vgl. BMF-Schreiben vom 04.07.2008 – IV C 7 – S 2745-a/08/10001, DStR 2008, 1436, Rdnr. 2. 





III. Folgerungen für die Fallbeispiele 
Die in den vorangegangen Kapiteln getroffenen Auslegungen und gewonnenen Ergebnisse finden hier nun An-
wendung. Dazu werden nochmals jene Fallbeispiele herangezogen, die zur Erläuterung der Funktionsweise von 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG entwickelt wurden. An ihnen werden die Auswirkungen der Einführung von 
Konzernklausel und „Stille Reserven-Escape“-Klausel demonstriert, wobei auf eine nochmalige detaillierte 
Beschreibung und Abbildung der Fallbeispiele verzichtet wird212. Lediglich Erweiterungen bzw. Modifikationen 
dieser sowie neu eingeführte Fallbeispiele werden ausführlich dargestellt.  
Beispiel 1: Unmittelbare Anteilsübertragung 
Lösung: Das Umhängen der V-GmbH von T1-GmbH zu T2-GmbH löst in diesem Fall keinen schädlichen Be-
teiligungserwerb aus. Die M-AG ist an übertragendem Rechtsträger (T1-GmbH) und übernehmenden Rechts-
träger (T2-GmbH) zu jeweils 100 Prozent beteiligt. Die Verlustvorträge in Höhe von 2 Mio. Euro gehen nicht 
unter. 
Variante A: Konzernspitze ist nun anstatt der M-AG die Personengesellschaft M-OHG. 
Lösung: Infolge der maßgeblichen zivilrechtlichen Sichtweise und entgegen des einkommensteuerlichen Trans-
parenzprinzips sind die Anteile an der T1-GmbH und der T2-GmbH der M-OHG selbst zuzurechnen, nicht ih-
ren Gesellschaftern. Die Konzernklausel greift und die Verlustvorträge bleiben vom Untergang verschont. 
Variante B: Konzernspitze ist in diesem Fall wieder die M-AG, die aber nur 99 Prozent der Anteile an der T2-






                                                     
 





























Lösung: Die geringfügige Beteiligung des konzernfremden Dritten (Person 1) am Übernehmer (T2-GmbH) ver-
hindert eine Anwendung der Konzernklausel213. 
Variante C: Übertragender Rechtsträger ist nun die T1-OHG und übernehmender Rechtsträger die T2-OHG. 
An beiden sind quotenidentisch nur die Gesellschafter Person 1 und Person 2 beteiligt. Der Kaufpreis für die 
Anteile an der V-GmbH, die über Eigenkapital in Höhe von 1 Mio. Euro verfügt, beträgt 1,5 Mio. Euro. Stille 








Lösung: Sowohl die T1-OHG als auch die T2-OHG sind Personengesellschaften, die mindestens zwei Gesell-
schafter haben müssen. In diesem Fall sind dies Person 1 und Person 2. Diese können meines Erachtens dem 
Gesetzeswortlaut zufolge nicht als dieselbe (einzelne) Person gesehen werden214. Folglich ist keine Anwendung 
der Konzernklausel trotz quotaler Beteiligungsidentität215 möglich, auch wenn dafür – vor allem da keine Ver-
luste verschoben werden – kein sachlicher Grund ersichtlich ist.  
Allerdings können durch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel die nicht genutzten Verluste in Höhe der im 
Inland steuerpflichtigen (anteiligen) stillen Reserven trotz § 8c Abs. 1 Satz 1 bzw. 2 KStG abgezogen werden:  
Gemeiner Wert der erworbenen Anteile: 1,5 Mio. Euro (Kaufpreis) 
– anteiliges Eigenkapital: 30% × 1 Mio. Euro = 0,3 Mio. Euro 
= stille Reserven i.S.d. Satz 6 bzw. Verschonungshöhe: 1,2 Mio. Euro 
                                                     
 
213 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.e)aa). 
214 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.b). 















Variante D: Übertragend ist in dieser Variante ist die T1-GmbH, übernehmend die T2-KG. Person 1 hält sämt-
liche Anteile an der T1-GmbH und ist zugleich Kommanditist der T2-KG mit einer vermögensmäßigen Beteili-
gung von 100 Prozent. Komplementär dieser Kommanditgesellschaft mit rein unternehmerischer Beteiligung ist 
die Person 2. 
Lösung: Zur Überprüfung der Anwendbarkeit der Kon-
zernklausel ist hier auf die vermögensmäßige Beteiligung 
abzustellen216. Dementsprechend ist Person 1 als dieselbe 
Person zu 100 Prozent an Übernehmer (T1-GmbH) und 
Übertrager (T2-GmbH) i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG 




Variante E: Person1 und Person 2 sind die Gesellschafter der M-GmbH, die zu jeweils 100 Prozent an der T1-







                                                     
 















Lösung: In dieser Variante ist zu klären, ob die M-GmbH als dieselbe Person zum Zwecke der Konzernklausel 
sein kann. Folgt man dem Wortlaut der Gesetzesbegründung, so müsste dieselbe Person an der Spitze des Kon-
zerns stehen. Dieser Sichtweise ist nicht zu folgen217, eine Teilkonzernbetrachtung ist durchzuführen. Infolge-
dessen ist die Konzernklausel hier erfüllt, die Verlustvorträge gehen durch die Anteilsübertragung nicht unter. 









Lösung: Die M-AG ist als dieselbe Person jeweils durchgerechnet und mangels Additionsverbot zu 100 Prozent 
an dem übertragenden Rechtsträger (A-GmbH) und dem übernehmenden Rechtsträger (B-GmbH) beteiligt218. 
Der Wortlaut der Konzernklausel ist damit erfüllt und ein schädlicher Beteiligungserwerb zu verneinen. 
Beispiel 2: Mittelbare Anteilsübertragung 
Lösung: In diesem Fallbeispiel greift trotz einer mittelbaren Anteilsübertragung wie auch im Beispiel 1 die 
Konzernklausel: Die T1-GmbH übertragt ihre Beteiligung an der Z-GmbH, die die Anteile an der V-GmbH 
vermittelt, an die übernehmende T2-GmbH. An beiden in der Übertragung involvierten Rechtsträgern ist die M-
AG zu jeweils zu 100 Prozent unmittelbar beteiligt. Es liegt folglich unbeachtlich des Umfangs kein schädlicher 
Beteiligungserwerb vor. 
                                                     
 
217 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.b). 


















Beispiel 3: Verlängerung der Beteiligungskette 
Lösung: Die direkte Beteiligung der Konzernspitze M-AG an der Übertragung als übertragender Rechtsträger 
schließt eine Anwendung der Konzernklausel aus219. Die M-AG ist im Streubesitz – ihre zahlreichen Anteilseig-
ner sind gemäß der in dieser Arbeit getroffenen Auslegung nicht als dieselbe (einzelne) Person zulässig220, auch 
wenn sie zu jeweils 100 Prozent unmittelbar bzw. mittelbar an der übertragenden M-AG und der übernehmen-
den T2-GmbH beteiligt sind. Lediglich durch eventuell vorhandene stille Reserven bei der V-GmbH könnten 
die Verlustvorträge vom Untergang (anteilig) verschont werden. 
Variante A: Nachfolgend ist ausgehend von der ursprünglichen Struktur ein zweistufiger Aufbau ohne die T1-





Lösung: Ein schädlicher Beteiligungserwerb kann auch hier nicht durch die Konzernklausel verhindert werden. 
Ursächlich dafür ist wie im Ausgangsbeispiel die unmittelbare Beteiligung der Konzernspitze M-AG an der 
Übertragung als übertragender Rechtsträger. Dementsprechend können die Anteilseigner nicht dieselbe Person 
mit einer 100-Prozent-Beteiligung im Sinne der Konzernklausel sein. 
Gestaltungsmöglichkeit zu Variante A 
Ein Zwischenerwerb durch eine vermögensverwaltende Personengesellschaft kann die Schädlichkeit verhindern. 
Die nicht gewerblich geprägte Z-KG ist im vermögensmäßigen Alleinbesitz der M-AG, die zudem zur Ge-




                                                     
 
219 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.d)aa). 




























Bei der Übertragung (1) der V-GmbH auf die Z-KG findet kein schädlicher Beteiligungserwerb statt, da die 
Anteile durch das Transparenzprinzip sowie § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO wieder der M-AG zugerechnet werden und 
ihren Besitzer damit nicht gewechselt haben – der Erwerber ist identisch mit dem Übertragenden. Der Wortlaut 
des Satzes 1 bzw. 2 ist daher nicht erfüllt221. Beim darauffolgenden Übertragungsvorgang (2) auf die T2-GmbH 
greift schließlich die Konzernklausel: Die M-AG ist zu 100 Prozent (vermögensmäßig) an der übertragenden Z-
KG222 und übernehmenden T2-GmbH beteiligt. 
Beispiel 4: Seitwärtsverschmelzung  
Lösung: Bei der Seitwärtsverschmelzung von T1-GmbH auf T2-GmbH ist der Sachverhalt anders als in Beispiel 
3 zu beurteilen: Übertragender Rechtsträger ist hier nicht die M-AG, sondern die zu verschmelzende T1-GmbH. 
Im Rahmen der Verschmelzung erlischt diese, wodurch keine Anteile an ihr übertragen werden können. Statt-
dessen ist auf die Bewegung der Anteile an der V-GmbH abzustellen. Diese werden von der T1-GmbH auf die 
T2-GmbH übertragen, wodurch letztere als übernehmend anzusehen ist223. Beide sind im Alleinbesitz der M-
AG, daher ist die Konzernklausel anzuwenden. 
Beispiel 5: Verkürzung der Beteiligungskette durch Aufwärtsverschmelzung 
Variante A 
Lösung: Durch die Verschmelzung wird die unmittelbare Beteiligung an der V-GmbH von der T2-GmbH auf 
die übernehmende T1-GmbH übertragen. Dieser Vorgang ist von der Konzernklausel begünstigt, da an beiden 
die M-AG zu 100 Prozent beteiligt ist224. 
                                                     
 
221 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.d)cc). 
222 Zum Abstellen auf die vermögensmäßige 100-Beteiligung siehe oben Kap. C.II.1.c). 
223 Vgl. Franz, BB 2010, 991, 993. 






Lösung: Mit einer Verschmelzung der T1-GmbH auf die M-AG übernimmt letztere die mittelbare Beteiligung 
an der V-GmbH. Da jegliche Übertragung, in der die von mindestens zwei Anteilseignern gehaltene Konzern-
spitze involviert ist, die Anwendung der Konzernklausel ausschließt225, gehen die Verlustvorträge der V-GmbH 
vorbehaltlich der „Stille Reserven-Escape“-Klausel vollständig unter.  
Beispiel 6: Verkürzung der Beteiligungskette durch Abwärtsverschmelzung 
Lösung: Die T1-GmbH übernimmt die direkte Beteiligung an der V-GmbH, die ihr durch die Abwärtsver-
schmelzung von T2-GmbH auf V-GmbH durch erstere übertragen wird. Die M-AG ist an beiden involvierten 
Rechtsträgern zu 100 Prozent beteiligt. Der Wortlaut der Konzernklausel ist erfüllt, daher liegt kein schädlicher 
Beteiligungserwerb vor. 
Variante A: In diesem Fall wird die T1-GmbH auf die T2-GmbH abwärts verschmolzen. 
Lösung: Die T1-GmbH übertragt im Zuge der Verschmelzung ihr Vermögen auf die 
T2-GmbH. Ihre mittelbare Beteiligung an der V-GmbH, auf die abzustellen ist, fällt 
jedoch der M-AG zu. Diese ist demnach als übernehmender Rechtsträger zu identi-
fizieren. Die T2-GmbH selbst hält nach wie vor die unmittelbare Beteiligung an der 
V-GmbH, für sie ändert sich dahingehend nichts. Unter der Annahme, dass die M-
AG im Streubesitz ist, können ihre Anteilseigner nicht dieselbe Person zum Zwecke 
der Konzernklausel sein. Die Verlustvorträge sind nicht mehr abziehbar, auch wenn 
sich letztendlich die gleiche Beteiligungsstruktur wie in Variante A des Beispiels 5 
ergibt, bei der die Konzernklausel greifen konnte226. 
 
Beispiel 7: Zeitlich gestreckte Anteilsübertragung 
Lösung: Durch die Konzernklausel wird der gestreckte Erwerb von Anteilen an der V-GmbH von der Schäd-
lichkeit i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 1 bzw. 2 KStG ausgenommen, denn an den übernehmenden Rechtsträgern ist die 
M-AG wie auch am Übertrager T1-GmbH zu 100 Prozent beteiligt. 
                                                     
 
225 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.d)aa). 
















Variante A: Es findet basierend auf den Ausgangsfall in Jahr 4 ein weiterer Erwerb von 20 Prozentpunkten der 
Beteiligung an der V-GmbH durch die T3-GmbH statt. Bis zum Zeitpunkt der Übertragung hat die V-GmbH im 
Jahr 4 wieder nicht genutzte Verluste in Höhe von 1 Mio. Euro angehäuft. 
Lösung: Unter der hier in der Arbeit getroffenen Sichtweise liegt kein neuer schädlicher Beteiligungserwerb in 
Jahr 4 vor. Die Anteilsübertragungen der vorigen drei Jahre, die addiert zwar zunächst zu einer Schädlichkeit 
i.S.d. Satz 2 geführt hätten, sind von der Konzernklausel begünstigt worden. Sie sind daher nicht als „Zähler-
werbe“ für einen neuen schädlichen Beteiligungserwerb der Transaktion in Jahr 4 hinzuzurechnen227. Diese ist 
für sich isoliert betrachtet aufgrund ihres geringen Umfangs nicht schädlich. 
Variante B: In der vorliegenden Konzernstruktur, aber ohne die Erwerbsvorgänge des Ausgangsfalls, ist an der 
Verlustgesellschaft zusätzlich die konzernfremde D-GmbH an der Verlustgesellschaft zu 20 Prozent beteiligt. 
Im Jahr 1 werden nun 35 Prozent der Anteile an der V-GmbH von der T1-GmbH auf den Erwerberkreis über-
tragen. Im darauffolgenden Jahr 2 erwirbt der Erwerberkreis die gesamte Beteiligung der D-GmbH an der V-
GmbH in Höhe von 20 Prozentpunkten. 
Lösung: Die erste Anteilsübertragung wird durch die Konzernklausel von der Schädlichkeit i.S.d. § 8c Abs. 1 
Satz 1 KStG ausgenommen, denn an der T1-GmbH und dem Erwerberkreis ist die M-AG zu jeweils 100 Pro-
zent beteiligt. Durch die Begünstigung durch die Konzernklausel ist die Übertragung im Jahr 1 meines Erach-
tens nun zukünftig unbeachtlich für Zwecke des § 8c KStG. Sie ist nicht dem Erwerb im Jahr 2 hinzuzurechnen 
– ansonsten würde insgesamt ein schädlicher Beteiligungserwerb nach Satz 2 vorliegen. Die zweite Transaktion 
ist mithin für sich isoliert zu betrachten und dem Umfang nach ebenso nicht als schädlicher Beteiligungserwerb 
zu identifizieren. 
Beispiel 8: Erwerb von mehrstufigen Beteiligungen  
Um die Auswirkungen der „Stille Reserven-Escape“-Klausel auf einen Erwerb von mehrstufigen Beteiligungen 
aufzuzeigen, wird an dieser Stelle ein weiteres Fallbeispiel eingeführt. Im Folgenden wird angenommen, dass 
eine Begünstigung durch die Konzernklausel nicht möglich ist. 
Übertragen wird die gesamte Beteiligung an der Holding A-GmbH, die sämtliche Anteile an ihrer Tochter B-
GmbH hält. Folgende Daten liegen zum Übergangsstichtag vor: 
 
                                                     
 






 A-GmbH B-GmbH 
Kaufpreis: 2 Mio. Euro – 
Eigenkapital: 1,5 Mio. Euro 0,25 Mio. Euro 
Verlustvortrag: 2 Mio. Euro 0,75 Mio. Euro 
Beteiligung an B-GmbH: 
(gemeiner Wert) 
0,5 Mio. Euro 




Gemeiner Wert der Anteile: 2 Mio. Euro (Kaufpreis) 
– gesamtes Eigenkapital: 1,5 Mio. Euro 
= im Kaufpreis enthaltene stille Reserven: 0,5 Mio. Euro 
– Veräußerungsgewinn aus Beteiligungen (§ 8b KStG): 0,5 Mio. Euro 
= stille Reserven i.S.d. Satz 6 bzw. Verschonungshöhe: 0 Mio. Euro 
Auf Ebene der A-GmbH können somit die Verlustvorträge nicht von der Rechtsfolge des § 8c Abs. 1 Satz 2 
KStG – dem vollständigen Untergang – verschont werden.  
• B-GmbH 
Gemeiner Wert der Anteile: 1 Mio. Euro 
– gesamtes Eigenkapital: 0,25 Mio. Euro 
= im Kaufpreis enthaltene stille Reserven: 0,75 Mio. Euro 
– Veräußerungsgewinn aus Beteiligung (§ 8b KStG): nicht vorhanden 
= stille Reserven i.S.d. Satz 6 bzw. Verschonungshöhe: 0,75 Mio. Euro 
Die Summe der in den untergeordneten Unternehmen enthaltenen stillen Reserven beträgt 0,75 Mio. Euro und 
übersteigt die im Kaufpreis der A-GmbH enthaltenen stillen Reserven um 0,25 Mio. Euro. Dieser Betrag ist 
damit bei der Ermittlung der Verschonungshöhe auf Ebene der B-GmbH der Gesetzesbegründung zufolge nicht 
zu beachten. Nur 0,5 Mio. Euro sind dort durch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel weiterhin abziehbar. Die 
restlichen Verlustvorträge gehen nach Satz 2 vollständig unter. Würde dagegen die B-GmbH isoliert für sich 










Sichtweise der Gesetzesbegründung bezüglich der stillen Reserven beim Erwerb mehrstufiger Beteiligungen 
nicht zuzustimmen228. 
Variante A: Der Kaufpreis der Holdinggesellschaft A-GmbH, die nun keinen eigenen Verlustvortrag aufweist, 
betrage 1,5 Mio. Euro. Die restlichen Daten sind dem Ausgangsbeispiel zu entnehmen. Die A-GmbH bildet als 
Organträger nun einen Organkreis mit der B-GmbH als Organgesellschaft. Durch den Gewinnabführungsvertrag 
werden die nicht genutzten Verluste der B-GmbH der A-GmbH zugerechnet. 
Lösung: Die A-GmbH verfügt über keine eigenen stillen Reserven. Aufgrund der Verlustzurechnung auf die A-
GmbH als Organträger sollten auch die stillen Reserven der Organgesellschaft (B-GmbH) in Höhe von 0,75 
Millionen zur Ermittlung der Verschonungshöhe auf Ebene der A-GmbH herangezogen werden dürfen. Folglich 
sind nun durch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel die gesamten Verlustvorträge weiterhin abziehbar229. 
 
                                                     
 
228 Vgl. dazu oben Kap. C.II.2.f). 





D. Würdigung der Gesetzesänderungen anhand der Konzernsteuerquote 
I. Die Konzernsteuerquote als Beurteilungsmaßstab 
1.  Vorteile des Konzepts der Konzernsteuerquote 
In den letzten Jahren hat sich die Konzernsteuerquote – im Englischen „effective tax rate“ (ETR) – zu einer 
bedeutenden steuerlichen Messgröße für den Unternehmenserfolg entwickelt. Dies ist insbesondere der zuneh-
menden Bedeutung der internationalen Rechnungslegungsgrundsätze nach US-GAAP und nach IFRS/IAS zuzu-
schreiben230. Werden Konzernabschlüssen nach diesen aufgestellt, so liegt nach IAS 12.81c und US-GAAP 
(SFAS 109.47) eine Pflicht zur Erstellung einer sogenannten Überleitungsrechnung231 vor. Aus dieser ergibt 
sich auf entweder die Konzernsteuerquote direkt auf Grundlage des Vorsteuerergebnisses als effektiver Steuer-
satz oder indirekt als absoluter Betrag des effektiven Steueraufwands des Unternehmens, der dann in Relation 
zum Ergebnis vor Steuern gesetzt werden kann232. Die Konzernsteuerquote bezieht sich dabei lediglich auf Er-
tragsteuern, denn sogenannte Kostensteuern wie Umsatz-, Verbrauchsteuern oder Zölle haben als Aufwand das 
Vorsteuerergebnis bereits verringert233. Dem Unternehmen steht damit eine Kontroll- und Steuergröße – bezo-
gen auf die ertragsteuerliche Belastung und folglich auch die Leistung seiner Steuerabteilung234 – zur Verfü-
gung, der dadurch ein hoher Stellenwert in der betrieblichen Steuerplanung beigemessen wird235. 
Doch ebenso die wachsende Orientierung der Unternehmen am Kapitalmarkt spricht für das Konzept der Kon-
zernsteuerquote, die sich dahingehend zu einer der wichtigsten Analysekennziffern entwickelt hat. Einer Studie 
zufolge sei sie mittlerweile gar das zweitwichtigste Thema auf Hauptversammlungen börsennotierter Unter-
nehmen in Deutschland236. Aktionäre und Anleger setzen ihren Fokus insbesondere auf die Höhe der Dividen-
den, die ein Unternehmen nach einem Geschäftsjahr ausschütten kann. Operative Erträge oder das Kostenma-
nagement – beides auch maßgeblich für Unternehmensbewertungen – spielen dabei kaum eine Rolle, denn 
Grundlage für das Ausschüttungspotential ist nicht das auf diesen basierende Vorsteuerergebnis, sondern der 
Gewinn nach Abzug der Ertragsteuern. Für Investoren am Kapitalmarkt ist somit eine Ergebnisgröße wie die 
„earnings per share“ relevant, da diese den Nachsteuergewinn, also die Nettorendite, je Aktie darstellt. Die 
Konzernsteuerquote als Abbild der Ertragsteuerbelastung einer Unternehmung beeinflusst wiederum die „earni-
ngs per share“. Eine Erhöhung dieser kann bereits durch ein geringes Absenken der Konzernsteuerquote herbei-
                                                     
 
230 Vgl. Becker, Grundlagen der Verlustnutzung, (2009), S. 60; Zielke, DB 2007, 2781, 2785. 
231 Für eine Erläuterung der Überleitungsrechnung vgl. Meyer et al., Latente Steuern (2010), S. 282 ff.; detaillierter vgl. Dempfle, Charakterisierung, 
Analyse und Beeinflussung der Konzernsteuerquote (2006), S. 133 ff. 
232 Vgl. Dempfle, Charakterisierung, Analyse und Beeinflussung der Konzernsteuerquote (2006), S. 3. 
233 Vgl. Kessler/Kröner/Köhler, Konzernsteuerrecht (2008), S. 1093. 
234 Vgl. Becker, Grundlagen der Verlustnutzung, (2009), S. 60 
235 Vgl. Zielke, DB 2007, 2781, 2785. 







geführt werden. Derselbe Effekt wäre lediglich durch eine erhebliche Steigerung des Umsatzes und des Ge-
winns zu erreichen. Für die börsennotierten Unternehmen selbst ist zudem entscheidend, dass die zukünftig 
erwarteten Nettorenditen erheblichen Einfluss auf die Kursbildung am Aktienmarkt haben237. Auch auf den Un-
ternehmenswert – ermittelt durch das Ertragswertverfahren aus der Summe der zukünftig zu erwartenden, dis-
kontierten Rückflüsse an die Anteilseigner – hat die Steuerbelastung Auswirkungen: Je höher diese ist, desto 
geringer sind die Rückflüsse an die Anteilseigner und damit der Unternehmenswert238.  
2. Definition 
Nach IAS 12.86 wird die Konzernsteuerquote berechnet, indem das Steuerergebnis239 durch das bilanzielle Vor-
steuerergebnis geteilt wird240. Dabei besteht das Steuerergebnis aus tatsächlichem und latentem Steuerergebnis: 
Konzernsteuerquote = 
tatsächliches Steuerergebnis + latentes Steuerergebnis
bilanzielles Ergebnis vor Steuern
 × 100 
Gestaltungsziel eines Unternehmens ist das Herabsenken der Konzernsteuerquote, sofern Zähler und Nenner 
positiv sind241, das Unternehmen folglich ein positives Ergebnis vor Steuern erzielt und der Steueraufwand den 
–ertrag übersteigt. Durch Vermindern des Steuerergebnisses bzw. Erhöhen des Vorsteuerergebnisses242 kann 
dies erreicht werden. Das tatsächliche Steuerergebnis ergibt sich aus dem Saldo von tatsächlichem Steuerauf-
wand (zu versteuerndes Einkommen multipliziert mit dem gesetzlichen Ertragsteuersatz) und tatsächlichem 
Steuerertrag (z. B. durch Verlustrückträge). Das latente Steuerergebnis wird erhöht durch die Bildung von pas-
siven latenten Steuern (latenter Steueraufwand). Ziel ist es allerdings, es zu verringern, wodurch eine Erhöhung 
des latenten Steuerertrags und damit der aktiven latenten Steuern erforderlich ist243. Dies kann vor allem durch 
nutzbare Verlustvorträge, deren Erhalt durch den § 8c KStG gefährdet wird, gewährleistet werden. Im folgenden 
Kapitel wird die Bedeutung der Verlustvorträge für die Senkung der Konzernsteuerquote betrachtet. 
3. Latente Steuern und Verlustvorträge 
Mit latenten Steuern werden temporäre Abweichungen zwischen Handelsbilanz und Steuerbilanz ausgewiesen 
und damit temporäre Effekte auf die Konzernsteuerquote eliminiert244. Dies wird als der „kompensatorische 
                                                     
 
237 Vgl. Kessler/Kröner/Köhler, Konzernsteuerrecht (2008), S. 1092; Meyer et al., Latente Steuern (2010), S. 261. 
238 Vgl. Meyer et al., Latente Steuern (2010), S. 262. 
239 Unter einem Steuerergebnis mit positivem Vorzeichen ist zu verstehen, dass der Steueraufwand den Steuerertrag übersteigt. 
240 Um einen Prozentsatz und damit die effektive Steuerbelastung zu erhalten, wird der Quotient wie in der darauffolgenden Formeldarstellung zusätzlich 
mit 100 multipliziert. 
241 Sind dagegen Zähler und Nenner negativ, bedeutet dies hohe latente Steuererträge mit einem negativen Vorsteuerergebnis. In so einem Fall ist für 
einen möglichen Investor eine hohe Konzernsteuerquote attraktiv, da dies ein Zeichen dafür sein kann, dass in Zukunft ausreichend zu versteuerndes 
Einkommen für die Verlustverrechnung zur Verfügung stehen wird; vgl. dazu Meyer et al., Latente Steuern (2010), S. 272. Im Folgenden soll jedoch  
ausschließlich der relevante Fall betrachtet werden, dass Zähler und Nenner positiv sind. 
242 Vgl. Meyer et al., Latente Steuern (2010), S. 267 ff., zum Einfluss des Vorsteuerergebnisses auf die Konzernsteuerquote 
243 Vgl. Dempfle, Charakterisierung, Analyse und Beeinflussung der Konzernsteuerquote (2006), S. 117. 





Effekt latenter Steuern“ bezeichnet245. Durch das Einbeziehen von latenten Steuern soll die Vermögenslage zu-
treffend dargestellt werden. Aktive latente Steuern beispielsweise sind als zukünftiger Steuervorteil anzusehen 
und bei ihrer Entstehung zu erfassen246. Der Literatur zufolge lassen die Praxis der Konzernbesteuerung und die 
Analyse von Jahresabschlüssen gar den Schluss zu, dass die latenten Steuern die tatsächlichen Steuern sowohl 
bezüglich des Anteils als auch des Einflusses auf die Konzernsteuerquote überwiegen247. Nach IFRS (IAS 
12.34) und US-GAAP (SFAS 109.16 f.) ist auf Verlustvorträge ein aktiver latenter Steueranspruch („deferred 
tax asset“) im Umfang des aus diesen entstehenden zukünftigen Steuervorteils zu bilden, sofern mit einer be-
stimmten Wahrscheinlichkeit steuerpflichtige Gewinne zukünftig zu erwarten sind. Doch auch im Zuge der 
Einführung des Bilanzmodernisierungsgesetzes (BilMoG) aus dem Jahr 2009 wurde das Handelsrecht dahinge-
hend geändert, dass es dem internationalen Vorbild nach nun nach § 274 Abs. 1 Satz 4 HGB ebenfalls eine Ak-
tivierung latenter Steuern auf Verlustvorträge in Höhe der innerhalb von fünf Jahren zu erwartenden Verlustver-
rechnung zulässt248. Folglich verursacht ein quotaler oder gar vollständiger Untergang von Verlustvorträgen 
gemäß § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG eine nicht unerhebliche Erhöhung der Konzernsteuerquote, während durch 
die Konzernklausel und die „Stille Reserven-Escape“-Klausel ein solcher Effekt verhindert oder zumindest ver-
ringert werden kann. 
II. Auswirkungen der Neuregelungen auf die Konzernsteuerquote in den Fallbeispielen 
Im Ausgangsfall von Beispiel 1 wird zunächst durch § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG ein quotaler bzw. vollstän-
diger Untergang der Verlustvorträge der V-GmbH ausgelöst. Für den Konzern bedeutet dies, dass sich der laten-
te Steuerertrag verringert und somit der Zähler in der Formel für die Konzernsteuerquote erhöht. Insgesamt hat 
dies eine höhere Konzernsteuerquote und somit geringere „earnings per share“ zur Folge. Für mögliche Anleger 
wird eine Investition unattraktiver. Doch nach dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz werden durch die Kon-
zernklausel die Verlustvorträge vom Untergang verschont. Dadurch hat das Umhängen der V-GmbH keine ne-
gativen Auswirkungen auf Konzernsteuerquote und der Attraktivität des Konzerns am Kapitalmarkt. Ebenso 
verhält es sich in den Varianten A, D, E und F. In der Variante B greift die Konzernklausel aufgrund der 1-
Prozent-Beteiligung von Person 1 an der T2-GmbH nicht. Durch diese geringfügige Fremdbeteiligung werden 
ein vollständiger Verlustuntergang und damit eine Erhöhung der Konzernsteuerquote verursacht. In Variante C 
dagegen können durch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel zumindest ein Teil der Verlustvorträge gerettet 
werden, der Anstieg der Konzernsteuerquote kann dadurch immerhin abgeschwächt werden. 
                                                     
 
245 Vgl. dazu Kessler/Kröner/Köhler, Konzernsteuerrecht (2008), S. 1098 m.w.N. 
246 Vgl. Becker, Grundlagen der Verlustnutzung, (2009), S. 38. 
247 Vgl. Kessler/Kröner/Köhler, Konzernsteuerrecht (2008), S. 1098. 
248 Vgl. BGBl. I 2009, 1102; vgl. ergänzend die Gesetzesbegründung in BT-Drucks. 16/10067, 67. Für die Beurteilung der Fallbeispiele wird angenom-
men, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Bilanzierung der Verlustvorträge als aktive latente Steuern hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit 







Im Fallbeispiel 3 und auch in ihrer Variante A dagegen ist eine Anwendung der Konzernklausel ausgeschlossen. 
Die Beteiligung der Konzernspitze an der Transaktion führt zu einer Erhöhung der Konzernsteuerquote und 
einer Verminderung der Investitionsattraktivität aufgrund des vollständigen Untergangs der Verlustvorträge 
(vorbehaltlich der „Stille Reserven-Escape“-Klausel“). Durch die vorgeschlagene Gestaltungsmöglichkeit kön-
nen diese negativen Auswirkungen allerdings verhindert werden 
Bei den Beispielen 2, 4 und sämtlichen Varianten des Beispiels 7 können durch die Konzernklausel auch hier 
die Verlustvorträge als aktive latente Steuern aktiviert werden. Die Konzernsteuerquote bleibt jeweils unverän-
dert. Ebenso verhält es sich mit der Aufwärtsverschmelzung in der Variante A von Beispiel 5. Bei dessen Vari-
ante B allerdings könnte ein Anstieg der Konzernsteuerquote lediglich mit einer Verschonung der Verlustvor-
träge durch die „Stille Reserven-Escape“-Klausel je nach Höhe der stillen Reserven vermindert oder gar voll-
ständig verhindert werden. 
Auch der Sachverhalt in Beispiel 6 profitiert von der Konzernklausel. Die Konzernsteuerquote bleibt trotz Ab-
wärtsverschmelzung unverändert. Die Betrachtung von Variante A allerdings zeigt, dass die Auswirkungen auf 
die Konzernsteuerquote aufgrund des Wortlauts der Konzernklausel von der Verschmelzungsrichtung abhängt: 
Im Ergebnis steht die gleiche Beteiligungsstruktur wie in Variante A von Beispiel 5. Jedoch wird hier die Kon-
zernsteuerquote dennoch ansteigen, da die Verlustvorträge nicht mehr nutzbar sind. 
In Fallbeispiel 8 geht mit dem Erwerb der A-GmbH zunächst eine Erhöhung der Konzernsteuerquote einher. 
Mangels stiller Reserven i.S.d. § 8c Abs. 1 Satz 6 sind die Verlustvorträge der A-GmbH nicht vor dem Unter-
gang zu retten. Auf Ebene der B-GmbH wird allerdings deutlich, dass mit Zustimmung oder Ablehnung der 
Sichtweise der Gesetzesbegründung bezüglich der Ermittlung der stillen Reserven in mehrstufigen Beteiligun-
gen eine Entscheidung über eine weitere Erhöhung der Konzernsteuerquote getroffen wird. Wird die Ansicht 
dieser Arbeit und damit die Ablehnung befürwortet, so steigt die Konzernsteuerquote durch die Transaktion 
nicht noch höher, da die Verlustvorträge der B-GmbH trotz des Vorgangs als aktive latente Steuern bilanziert 
werden können. Ansonsten würde die Übernahme für den Erwerber noch unattraktiver sein, als sie ohnehin 
schon durch den Verlustuntergang auf Ebene der A-GmbH ist.  
Ebenso der Erwerb einer mit einer steuerlichen Organschaft verbundenen Holdingstruktur, die in der Praxis 
häufig vorzufinden ist, kann für mögliche Abnehmer unattraktiv sein, wie die Variante A des Fallbeispiels 8 
zeigt. Könnten die stillen Reserven der Organgesellschaft nicht der Holdinggesellschaft als Organträger, die 
selbst in der Regel über keine stillen Reserven i.S.d. Satz 6 verfügt, für die Ermittlung der Verschonungshöhe 
zugerechnet werden, so würden sämtliche Verlustvorträge vollständig untergehen. Konsequenz daraus wäre eine 
erhöhte Konzernsteuerquote, was jedoch nicht den wahren Unternehmenserfolg der Organschaft widerspiegeln 






Anhand der Fallbeispiele wird deutlich, dass zwar § 8c Abs. 1 Satz 1 bis 4 KStG die Attraktivität von wirt-
schaftlich sinnvollen oder gar notwendigen Anteilsübertragungen durch ihren negativen Einfluss auf die Kon-
zernsteuerquote schmälert, jedoch durch die neuen Verschonungsklauseln in Satz 5 bis 8 konzerninterne Um-
strukturierungen davon ausgenommen werden bzw. der negative Effekt verringert wird. Kritisch ist dabei aller-
dings zu sehen, dass nicht alle konzerninternen Vorgänge ohne Verlustverschiebung von der Konzernklausel 
begünstigt werden und bei der „Stille Reserven-Escape“-Klausel an verschiedenen Stellen Klärungsbedarf be-








Ziel dieser Arbeit war es, ein Urteil darüber zu bilden, ob und inwiefern mit den im Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz eingeführten Ausnahmeregelungen in § 8c Abs. 1 Satz 5 bis 8 KStG die gesetzgeberischen Zielset-
zungen umgesetzt werden können. 
Das allgemeine Ziel des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes ist die Beseitigung von Wachstumshemmnissen, 
insbesondere für international aufgestellte Konzerne sowie mittelständische Unternehmen. Doch gerade letztere 
werden durch den Wortlaut der Konzernklausel benachteiligt. Dieser setzt einen dreistufigen Aufbau voraus, 
doch vor allem zweistufige Beteiligungsstrukturen sind häufig in kleinen und mittelständischen Unternehmen zu 
finden. Wirtschaftlich sinnvolle Umgliederungen, die dem Wachstum jener dienen können, werden verhindert, 
da nicht genutzte Verluste nicht mehr verrechnet werden können. Daraus resultiert zudem ein negativer Effekt 
auf die Konzernsteuerquote und die Attraktivität für Investoren. Dieses Ergebnis widerspricht auch der Zielset-
zung der Konzernklausel selbst. Demnach sollen sämtliche Umstrukturierungen innerhalb eines Konzerns, an 
deren Spitze eine einzelne Person oder Gesellschaft steht, begünstigt werden – dies ist auch beim zweistufigen 
Aufbau erfüllt. Eine Absicht des Gesetzgebers, derartige Konzernstrukturen zu benachteiligen, ist mangels eines 
sinnvollen Grundes nicht zu erkennen.  
Doch nicht nur dieser Sachverhalt lässt daran zweifeln, dass der Wortlaut der Konzernklausel den Zielen des 
Gesetzgebers entspricht. Gerade die enorme Wichtigkeit der Auslegung des Ausdrucks „dieselbe Person“ und 
der Wertung der in der Gesetzesbegründung damit verbundenen Formulierung „eine einzelne Person oder Ge-
sellschaft“ ist kritisch zu sehen: Legt man „dieselbe Person“ streng am Wortlaut und unter Berücksichtigung der 
Gesetzesbegründung als Singular aus, so sind sämtliche konzerninterne Umgliederungen von der Begünstigung 
ausgeschlossen, an deren Spitze mehr als eine Person bzw. Gesellschaft steht. Dies ist auch im Endeffekt der 
Grund für den Ausschluss von zweistufigen Beteiligungsstrukturen und Anteilsübertragungen, in denen eine 
Konzernspitze im Streubesitz selbst als übertragender oder übernehmender Rechtsträger involviert ist. Sind 
mehrere Personen bzw. Gesellschaften quotenidentisch an den involvierten Rechtsträgern beteiligt, liegt keine 
missbräuchliche Verlustverschiebung vor, dennoch wird ein schädlicher Beteiligungserwerb ausgelöst. Auch bei 
Verschmelzungen innerhalb einer Beteiligungskette kann dies negative Folgen für nicht genutzte Verluste und 
die Konzernsteuerquote haben, denn oftmals kann die Verschmelzungsrichtung entscheidend für die Anwen-
dung der Konzernklausel sein, obwohl im Ergebnis dieselbe Struktur entsteht. Vor allem in den Fallbeispielen 
dieser Arbeit wurde deutlich, dass Konstellationen ohne Verschiebung von Verlusten auf Dritte nicht begünstigt 
werden, obwohl kein Grund dafür ersichtlich ist. Dies ist nicht sachgerecht und kann nicht Wille des Gesetzge-
bers sein. Die Konzernklausel sollte bei sämtlichen Transaktionen greifen, bei denen sich die Struktur der Betei-





Das „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ der 100-Prozent-Beteiligung ist ebenso kritisch zu sehen. So ist es meines Er-
achtens unverhältnismäßig, wenn aufgrund einer geringfügigen Beteiligung eines Dritten von beispielsweise 
einem Prozent dennoch die gesamten nicht genutzten Verluste untergehen. Sofern man an der vollständigen 
Verschonung durch die Konzernklausel ausschließlich im Falle einer 100-Prozent-Beteiligung festhalten möch-
te, sollte entsprechend des Umfangs der Verlustverschiebung ein quotaler Verlustuntergang angesetzt werden. 
Meines Erachtens ist es allerdings sinnvoller, den zu eng gefassten Gesetzeswortlaut zu ändern und die Prozent-
grenze herabzusetzen. In Hinsicht auf eine Abstimmung mit anderen Änderungen des Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetzes (§ 6a GrEStG)249 erscheint der Vorschlag für eine Absenkung auf 95 Prozent sinnvoll. Doch auf-
grund der Definition eines schädlichen Beteiligungserwerbs nach § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG ist vielmehr eine 
Erfordernis von lediglich 75 Prozent für die Anwendbarkeit der Konzernklausel zu befürworten250. 
Die „Stille Reserven-Escape“-Klausel dagegen soll den Untergang von nicht genutzten Verlusten in Höhe der 
stillen Reserven verhindern, sofern kein zusätzliches Verrechnungspotential übergeht. Ermittelt werden die stil-
len Reserven durch den Unterschiedsbetrag von gemeinem Wert der Anteile und dem Eigenkapital der Körper-
schaft. Die Bestimmung des gemeinen Werts durch Unternehmensbewertungen kann, insbesondere beim Er-
werb mehrstufiger Beteiligungen, erhebliche Kosten mit sich tragen, denn dem Steuerpflichtigen obliegt die 
Beweislast. Unter Umständen kann gar ein Verzicht auf die Inanspruchnahme der Verschonungsregelung loh-
nenswerter sein251.  
Für die Verschonungshöhe werden nur die stillen Reserven herangezogen, die im Inland steuerpflichtig sind. 
Dies ist soweit nicht zu beanstanden, da diese bei Realisation nicht dem Einkommen hinzugerechnet werden 
und somit nicht zur Verrechnung mit Verlusten zur Verfügung stehen. Lediglich bei Erträgen i.S.d. § 8b Abs. 2 
KStG ist aufgrund § 8b Abs. 3 KStG über eine Einbeziehung von fünf Prozent nachzudenken. Die Beschrän-
kung auf die stillen Reserven des inländischen Betriebsvermögens ist jedoch zu kritisieren: Wird das Einkom-
men einer Auslandsbetriebsstätte der inländischen Körperschaft zwecks Versteuerung zugerechnet bzw. ange-
rechnet, so wäre auch eine entsprechende Anrechnung ihrer stillen Reserven sachgerecht. An dieser Stelle kor-
respondiert der Wortlaut nicht mit dem Gedanken hinter der Verschonung der „Stille Reserven-Escape“-
Klausel. Dies trifft auch für die Gesetzesbegründung bezüglich der Ermittlung der Verschonungshöhe bei mehr-
stufigen Beteiligungen zu. Generell ist die Vereinbarkeit der Gesetzesbegründung mit dem Gesetzeswortlaut 
nicht nur hier in Frage zu stellen. Bezüglich der Konzernklausel sind ebenso Formulierungen wie „Spitze“ oder 
„einzelne Person oder Gesellschaft“ vor dem Hintergrund des Sinns und Zwecks der Regelung zu hinterfra-
gen252. 
                                                     
 
249 Vgl. BGBl. I 2009, 3954. 
250 Vgl. dazu oben Kap. C.II.1.e)aa). 
251 Vgl. Haßa/Gosmann, DB 2010, 1198, 1203. 







Letztendlich lässt sich feststellen, dass der Gesetzgeber zwar mit den zwei neuen Klauseln die Auswirkungen 
des § 8c KStG bedeutend entschärft hat, jedoch zahlreiche Lücken vorhanden sind, durch die nicht wenige 
Sachverhalte dem Telos der Norm entgegen von den Ausnahmeregelungen unberücksichtigt bleiben. Dies ist 
vor allem dem zu eng gefassten Wortlaut geschuldet. Den Zielsetzungen des Gesetzgebers kann mit der vorlie-
genden Fassung nur teilweise entsprochen werden. Zu bemängeln ist vor allem die große Anzahl an Punkten, 
die eine Diskussion um die Auslegung auslösen, ohne dass eine Rechtssicherheit besteht. Anzuführen wären 
dazu beispielsweise die Problematik des gestreckten Erwerbs, die Verschonungsreihenfolge von den Verlustar-
ten oder der Erwerb von Organschaften. Die Bestimmung des gemeinen Werts bei der Ermittlung der stillen 
Reserven i.S.d. Satz 6 durch eine Unternehmensbewertungen birgt mangels Festlegung von Methoden ebenfalls 
ein hohes Streitpotential. 
Generell ist zweifelhaft, ob der § 8c KStG noch als wirkliche Missbrauchsregelung gesehen werden kann. Er 
scheint tatsächlich vor allem rein fiskalischen Zwecken zu dienen253. Denn bestraft werden durch Satz 1 bis 4 
sämtliche Anteilsübertragungen – unbeachtlich dessen, ob überhaupt ein missbräuchlicher Verlusthandel vor-
liegt oder nicht254. Durch die zwei neuen Klauseln werden zwar Ausnahmen gebilligt, jedoch lässt sich hier kei-
ne klare Linie bezüglich einer Missbrauchsvermeidung erkennen: strukturell gleiche Verschmelzungsergebnisse 
unterliegen verschiedenen Rechtsfolgen, konzerninterne Umgliederungen ohne Verlustverschiebung werden 
nicht begünstigt, stille Reserven von im Inland steuerpflichtigen Auslandsbetriebsstätten werden nicht mit ein-
bezogen. Dies verstößt meines Erachtens gegen den Grundsatz der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit bzw. 
das objektive Nettoprinzip, denn es lässt sich keine Begründung seitens des Gesetzgebers finden, weshalb nicht 
genutzte Verluste durch eine Anteilsübertragung – vorbehaltlich der missbräuchlichen Gestaltung nach § 42 AO 
bzw. eines Mantelkaufs – überhaupt untergehen sollten. Schließlich sind Verlustvorträge und laufende Verluste 
Bestandteil des Einkommens und damit der Leistungsfähigkeit, nach der besteuert werden sollte255. Ein solcher 
Verstoß darf zudem gemäß der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts lediglich aus bei-
spielsweise Förderungs- oder Lenkungszwecken erfolgen, jedoch nicht aus fiskalischen Gründen256, wie es bei § 
8c KStG der Fall ist. Daher ist meines Erachtens zugunsten des objektiven Nettoprinzips und zum Zwecke der 
Rückkehr zu einer Missbrauchsregelung eine Änderung des Wortlauts insbesondere der neu eingeführten Aus-
                                                     
 
253 Gemäß des BMF wird ohnehin die Finanzierung der Senkung des Körperschaftsteuersatzes als hauptsächlicher Zweck angeführt (vgl. dazu oben Kap. 
B.I).  
254 Bemerkenswert ist dabei, dass der § 8c KStG im internationalen Vergleich die restriktivste Vorschrift zum Mantelkauf darstellt. Im US-
amerikanischen Steuerrecht wird durch einen schädlichen Beteiligungserwerb grundsätzlich kein vollständiger Verlustuntergang auslöst, sondern eine 
betragsmäßige Höchstgrenze für die Verlustverrechnung angesetzt. Nur wenn das Geschäft der Verlustgesellschaft nicht weitergeführt wird, senkt 
sich die Höchstgrenze auf null herab. Zahlreiche anderen Staaten stellen auf eine Anteilsübertragung in einem bestimmten Umfang in Verbindung mit 
dem Verlust der wirtschaftlichen Identität ab (vgl. dazu ausführlich Lenz, in: Kessler/Förster/Watrin, Festschrift Herzig, 131, 137 ff.). Eine Orientie-
rung an den Regelungen anderer Nationen wäre empfehlenswert, soweit wirklich nur eine Missbrauchsregelung angestrebt wird. 
255 Ähnlich Lenz, in: Kessler/Förster/Watrin, Festschrift Herzig, 131, 135 ff.; zum objektiven Nettoprinzip und den damit verbundenen Gewährleistung 
des Ausgleichs von Verlusten vgl. Birk, Steuerrecht (2009), S. 184, Rdnr. 615 ff.; in Schmiel, BB 2010, 151 ff. wird die Ungleichmäßigkeit der Be-
steuerung durch § 8c KStG diskutiert. 





nahmeklauseln dringend zu empfehlen257, sodass konzerninterne Beteiligungserwerbe ohne Verlustverschiebung 
auf Dritte grundsätzlich zu begünstigen sind und stille Reserven sachgerecht herangezogen werden dürfen. 
                                                     
 
257 Siehe ergänzend de Weerth, DB 2010, 1205, 1207, der gar eine Abschaffung des § 8c KStG befürwortet. 
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